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VORWORT. 



Die kleine Rede, die hier dem Drucke übergeben wird, behandelt 
einige Fragen aus dem heutigen Verkehrsrechte. Ich möchte damit 
neuerdings auf die hohe Bedeutung und selbständige Lebenskraft 
des modernen Rechtes hinweisen und zeigen, dass die grossen Er- 
findungen einen ernsthaften Einfluss auf die Rechtssätze auszuüben 
im Stande sind. 

Speciell versuchte ich hier, auch die kaufmännische Welt für 
die Frage zu interessiren, ob der in der staatlichen Telegraphen- 
Administration bestehende Rechtsnihilismus zu rechtfertigen sei, und 
ob dieses eigenthümliche juristische Passivum nicht — ohne Ver- 
letzung der wahren Interessen des Staates — beseitigt werden könnte. 



ZÜRICH, im Monate September 1892. 



D. V. 
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Einleitung. 

Unier den grossarligen Verkehrsmifleln der Neuzeit nimmt der 
Telegraph und das Telephon eine besonders hervorragende Stellung 
ein. Sie sind allerdings .reine Benachrichtigungs- und Verlaut- 
barungs-Anstalten',') allein die Beschränkung derselben auf den 
geistigen Austausch wird vollkommen ersetzt durch das grosse Feld 
ihrer prompten Wirksamkeit, durch die Möglichkeit, vermöge des 
Telegraphen eine WeUschrilt und kraft des Telephons ein Welt- 
gespräch zu fuhren. Die Telegraphie sielll unter Abwesenden eine 
schriftliche Nachrichten -Prozedur dar, und die Telephonie gestattet 
eine mündliche Verhandlung mit jener eigen (hümlichen Gefühls- 
stimmung, als ob die Sprechenden sich direct gegenüberstunden: 
sie hat bekanntlich schon so häufig zu merkwürdig komischen 
Intermezzos gerührt. 

Unzweifelhaft dienen die beiden Verkehrsmittel allen Bevölke- 
rungsdaesen ; denn sie sind dazu geeignet, die einfachsten Geschäfte 
der täglichen Jurisprudenz zu vermitteln, so gut wie die wichtigsten 
Operationen der Börse und des Verkehrs überhaupt. s) Die vulgären 
Kauf- und Tauschgeschäne können damit erledigt werden, parallel 

>) Schiffte, ,Ban und Leben des socialen Körpersi (erste Auflage) 
ill., S. 166. 

■} Es ist freilich wahr, dass die Telephonie eine gewisse Schwäche 
bezüglich der Beweisbarkeit besitzt, so lange der Phonograph nicht con- 
trolitend an ihre Seile tritt. 
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oder unmittelbar hernach kann ein Verlöbnis im Keime begründet 
oder vereinbart werden, es kann unter Umständen sogar ein reli- 
giöser Act (Beichte, Segenspenden) verrichtet und unmittelbar darauf 
der Stoff zu einer Injurienklage geliefert werden. So eng liegen die 
Dinge nebeneinander, und was der Telegraph z, B. den Chinesen 
wegen ihrer Bilderschrift versagte oder schwierig machte, brachte 
ihnen jetzt das Telephon, bei dem angesichts seiner Handlich- 
keit nur e i n Satz zu beobachten ist : Schreien hilft nicht, denn 
die Stprke der Lunge imponirt dem Telephon nicht im Mindesten. 
So überflüssig es heute erscheint, die hohe Bedeutung der 
beiden Verkehrsmittel hervorzuheben,^) so amüsant ist es, einen 
Blick auf die frühere Zeit zu werfen und zu sehen, mit welchen 
Worten der elektrische Telegraph im Anfange an einzelnen 
Orten begrüsst worden ist. Zufällig kam mir die 1845 erschienene 
Broschüre von Gonon*) in die Hände, in welcher der Verfasser die 
Anhänger der elektrischen Telegraphie herausfordert, zu zeigen, dass 
diese ein ähnliches Resultat erziele, wie sein optischer Telegraph, 
was er mit Entschiedenheit bestritt.^) Der Verfasser machte ferner 
darauf aufmerksam, dass der. elektrische Telegraph und seine Unter- 
haltung unermesshch viel koste und dass er nicht Anspruch machen 
könne auf ein ernsthaftes Verkehrsmittel.^) Auch werde man,, 
wird hinzugefügt, doch nicht glauben, dass die Mitschuldigen eines 
Mörders oder eines Bankerottirers zulassen werden, dass man ihren 
Angehörigen oder ihren Complicen verhaften könne. '^) Der elektrische 
Telegraph werde also höchstens ein elegantes Spielzeug sein.^) 



3) Vgl. übrigens einen kleinen Panegyrikus in der Revue de dr. i., 
I., S. 148, bei Renault im Annuaire de Tlnstitut de dr. i, I., S. 351, 
und bei G. Moynier, »Lescausesdu succös de la croix rouge* (Paris 1888), 
S. 13 und 14. 

*)Ennemond Gonon, »Des telögraphes aeriens et electriques* 
(Paris 1845). 

^) Gonon, S. 35 : ,en admettant mßme (ce que je nie formeilement) 
qua leur instruraent füt bon et praticable pour une grande ligne, il ne 
. rivaliserait jamais avec mon telegraphe aerien.* 

®) Gonon S. 47 : »il est reconnu, qu'un telegraphe ainsi mis ä la dis- 
position des partis, des voleurs et des hommes ivres ne peut 6tre un 
telegraphe serieux.* 

7) Gonon, S. 53 : croit-on que les complices d'un assassin ou d'un 
banqueroutier laisseront transmettre Tordre d'arreter leur associe? Diese 
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Auch das Telephon wurde im Anfange nicht überall liebe- 
voll empfangen. Während an der Ausstellung zu Philadelphia 
gesagt wurde, das Telephon sei »la merveille des merveilles du 
t^legraphe ^lectrique*, fand ein belgischer Abgeordneter für gut, 
dasselbe als ein Thier darzustellen, das in Belgien unnöthigerweise 
landete. Auch kam das Abschneiden von fremden Telephon- 
drähten durch die Hauseigenthümer im Anfange wenigstens einige 
Male (in Belgien und Italien) vor, als ob der Eigenthümer diese 
Drähte einfach nicht zu dulden habe. 

Allein jenes »Spielzeug* ^) sowohl als dieses ^Thier* ^^) leisten 
dem Verkehre und zumal der kaufmännischen Welt so ausser- 
ordentliche Dienste, dass es sich wohl verlohnt, einige Fragen hier 
zur Erörterung zu bringen, welche im praktischen Rechtsleben eine 
besondere Rolle spielen. Freilieh nach dem Maasse der positiven 
Normen dürfen die beiden Institute nicht beurtheilt werden, — das 
deutsche Handelsgesetzbuch beschäftigt sich nicht mit dem Telegraphen, 
die neuen bürgerlichen Gesetzbücher und die Entwürfe sagen darüber 
beinahe nichts, und erst in der neuesten Zeit entstanden einige 
Specialgesetze über Telegraphie und Telephonie, oder sie sind eben 
jetzt im Wurfe. 



Stelle erinnert an die Rede von Dr. Guyot in der Deputirtenkammer vom 
30. April 1846: »que peut-on attendre de miserables filsl* Vgl. Rousseau, 
»de lacorrespondance*, 2. Aufl. (Paris 1877) Nr. 460 und Renault, >Etude 
sur les rapports internationaux* »la poste et le t^legraphe*, S. 46. 

3) Gonon, S. 59 und 60 : ,le t^legraphe electrique ne sera jamais 
qu'un magnifique jouet ä Tusage des savants et des princes dans l'in- 
terieur d'un cabinet ou d'un chateau.* 

9) Der Lufttelegraph nahm in Frankreich 18ö6 ein Ende. Vgl. Belloc, 
»La telegraphie historique«, S. 199. Dem Urheber des optischen Telegraphen, 
Claude Chappe, soll ein Denkmal gesetzt werden. (, Journal telegr.*, 
XVI., S. 72.) 

^^) Es ist übrigens interessant zu constatiren, dass auch die Eisen- 
bahnen noch spät in diesem Jahrhundert sehr ungünstig beurtheilt wurden. 
Vgl. Hugo Marggraff, »Die Vorfahren der Eisenbahnen und Dampfwagen* 
(1884), S. 49, und Ed. Engel, »Eisenbahnreform* (1888), S. 7-9. 
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Ijehört die Telegraphie und die Telephonie in die Hände der 
Staatsverwaltung oder sind diese Anstalten richtiger der Privatindustrie 
zu überlassen ? Diese Frage tauchte wiederholt auf, als die Tele- 
phonie ins Leben trat^ 

Für mich ist der casuistische Beweis längst geleistet, dass der 

Betrieb der Telegraphie der Staats-Administration anheimfallen 
muss. Fast überall ist denn auch die Telegraphie verstaatUcht und 
seit der Bekehrung von England (1868) ist die Exploitation der 
Telegraphie nur noch in den Vereinigten Staaten von Amerika in 
den Händen von Privatgesellschaften *'), auch die submarinen Kabel 
sind z. T. Eigenthum der Staaten 12). Man müsste blind sein, wenn 
man nicht uneingeschränkt anerkennen würde, dass auf diesem 
Felde industrieller Thätigkeit der Staat die glänzendsten Leistungen 
aufzuw^eisen habe. Ueberzeugender als alle Plaidoyers spricht hier 
die Erfahrung. Auch tauchen hier nur ganz vereinzelt Zweifel auf. 
So sagte allerdings ein angesehener französischer Schriftsteller, Leroy- 
Beaulieu, die Monopolisirung der Telegraphie habe in Frankreich 
die Inconvenienz, dass bei diesem Zustande das Telegraphen- 
geheimnis weniger gehütet werde als unter Privatgesellschaften. *3) 



") Auch in Amerika ist eine starke Strömung für die Verstaat- 
lichung der Telegraphie. Vergl. z. B. den Nothschrei in Norlhamerican 
Review, 1888, S. 111, über die amerikanischen Telegraphenzustände über- 
haupt »Archiv für Post und Telegraphie', 1890, S. 420 und 451 ; ferner 
1891, S. 117—120 (Gesetzentwurf). 

12) Vgl. »Journal tel^graphique* VIT., S. 113, XIII., S. 13 und 14, XVI., 
S. 97, »Die Gesetzgebung des deutschen Reichs*, III., S. 672 und 673 und 
»Archiv für Post und Telegraphie*. 1889, S. 115, 1891, S. 122—124. 

'*) Leroy-Beaulieu in der >Revue des deux Mondes« 1888, S. 581 : 
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Indessen ist dies eine Behauptung, welche durch Beweise 
hätte gestärkt werden müssen; Leroy-Beaulieu hat keine erwähnt. 
Frankreich selbst konnte denn auch gar nicht in die Lage kommen, 
den Gegenbeweis dafür zu führen, dass Privatgesellschaften das 
Geheimnis sorgfältiger wahren als der französische Staat : in diesem 
Lande herrschte immer der Staatstelegraphenbetrieb. 

Allein auch in denjenigen Staaten, in denen das sogenannte 
Telegraphenregal oder das staatliche Monopol der Telegraphie ganz 
klar festgestellt war, trat bezüglich der Telephonie eine Schwierig- 
keit ein, die lebhaft erinnert an einzelne Versuche, das Telegraphen- 
regal aus dem Postmonopol herzuleiten, i*) Man frug sich nämlich, 
ob die Telephonie einfach an die Telegraphie angelehnt werden 
könne und ob im Telegraphen-Monopol auch das Telephonmonopol 
liege. Darüber entstanden grosse Discussionen, die da um so inten- 
siver wurden, wo das Telegrapheninonopol selbst noch Zweifebi 
unterworfen war. Dieser Fall lag speciell im Deutschen 
Reiche vor. ^*) Freilich stützte man sich für die Regalität der 
Telegraphie im Deutschen Reiche auf Art. 48 der Verfgissung, 
wornach j^das Postwesen und das Telegraphenwesen für das 
gesammte Gebiet des Reiches als einheitliche Staat s- 
Verkehrsanstalten eingerichtet und verwaltet werden*. 
Thatsache ist denn auch, dass das Reich die Telegraphie mono- 
polistisch betrieb und dass dies von Anfang an auch bezüglich der 
Telephonie geschah. Indessen hat L a b a n d nachgewiesen, dass 
durch die citirle Bestimmung der Reichsverfassung ein Monopol 



,0n a vu dans ces demiers mois en France des plaintes tr^s- 
graves ä ce sujet s'elever de partis poliliques divers.* — Auch im 
Canton Tessin wurde vor wenigen Jahren Misstrauen gegen die eid- 
genössische Telegraphenverwaltung geäussert (Bdsbl. 1889, 1. S. 1073 ff», — 
kaum mit Grund. 

**) Vgl. R. Maurenbrecher »Grundsätze des heutigen deutschen 
Staatsrechtes* (1837), § 216 (S 4;02, Note c). Dieser Autor fragt sich beim 
Postregal, ob auch die Telegraphen hieher zu zählen seien. Seine 
Antwort ist schwankend. — In der Schweiz wurde das Telegraphen- 
regal aus dem Postregal deducirt. Vgl. mein »Telegraphenrecht*, 2. Aufl., 
Zürich (1873), S. 13, und mein »Telephonrecht* (Leipzig 1885), S. 23 und 24 

") Allerdings bestand ein particuläres Telegraphenmonopol in Elsass- 
Lolhringea und Sachsen. 



— 10 — 

nicht begründet worden ist ^^) und ich folge seit längerer Zeit eben- 
falls dieser Auffassung, ^'^) die von sehr vielen Schriftstellern getheilt 
wird. ^^) Auch die Gerichte haben sich dieser Argumentation an- 
geschlossen und es ist namentlich das Landesgericht I Berlin, das 
mit ausserordentlicher Schärfe und Bestimmtheit ein Regal der 
Telegraphie und Telephonie verneinte. '^^) Unter diesen Umständen 
sah sich die deutsche Reichsregierung veranlasst, den Entwurf eines 
Gesetzes über das Telegraphenwesen dem Reichstage vorzulegen, 
und hier ist das Regal nun ganz klar gestellt. 2») § l sagt: 

Das Recht, Telegraphen-Anlagen herzustellen und in Betrieb zu 
nehmen, steht ausschliesslich dem Reich zu. Unter Telegraphen-Anlagen 
sind die Fernsprech-Anlagen mitbegriffen. 

Dieser Entwurf ist nunmehr zum Gesetze erhoben worden. 21) 

Im Gegensatze zum Deutschen Reiche herrschte in vielen 

Staaten ein eigenthümliches Schwanken darüber, ob die Telephonie 



16) Laband, , Staatsrecht*, 2. Aufl., IL, S. 68-70. Artikel 48 der Ver- 
fassung sagt nicht, dass die Telegraphie nur von Staatsanstaltea be- 
trieben werden dürfe. Auch im Postwesen bedurfte es eines eigenen 
Postgesetzes, um das Monopol zu begründen. 

1') Ich hatte allerdings in meinem Telegraphenrechte, S. 11, an- 
genommen, man könne von einem reichsrechtlichen Telegraphenregal 
sprechen. Ich gab aber diese Ansicht auf. Vgl. mein »Telephonrecht*, 
S. 81 und 32, meine Schrift ,Das Recht der modernen Verkehrs- und 
Transport-Anstalten* (Leipzig 1888\ S. 119, meine Broschüre »Die An- 
wendung des Expropriationsrechtes auf die Telephonie* (Basel 1888), 
S. 9 und 10, und meine »Internationalen UnioneQ über das Recht der 
Weltverkehrsanstalten und des geistigen Eigenthums* (Leipzig 1889), 
S. 17 und 18. 

18) Vgl. z. B. V. Stengel, »Lehrbuch des. Verwaltungsrechtes* (1886), 
§ 97, S. 432, A. Haenel, »Deutsches Staatsrecht* (1892), I., S. 414-, Note 18, 
V. Sarwey, »Das Staatsrecht des Königreiches Würtemberg*, IL, S. 485. 

^^) Das Urtheil ist abgedruckt im »Archiv für öffentliches Recht*, 
VI., S. 535. Vgl. auch H. Horch, »Die verwaltungsrechtlichen Grundlagen des 
Telepbonrechtes* daselbst VI., 138 (auch separat erschienen 1891). 

20) Daneben leidet der Entwurf freilich an vielen Gebrechen, wie 
G. Maas in seiner Schrift »Der Telegraphen-Gesetzentwurf und seine 
Gefahren* (1891) bewiesen hat. Der Entwurf ist mit Motiven abgedruckt 
im »Elektrotechnischen Echo* vom 2. Februar 1891, S. 39 und 40. 

21) Vgl. , Archiv für Post und Telegraphie, 1892, S. 262'-26if und 
namentlich auch die Textausgabe von G. Maas: »Das Gesetz über das 
Telegraphenwesen* (Berlin 1892). 
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in die Hände des Staates binübergenomraen werden solle, und ob 
dies einfach auf Grund des Telegraphen-Monopols geschehen dürfe. 
So lag die Sache z. B. in Belgien. In diesem Lande wurde am 
11. Juni 1883 ein Gesetz (loi concernant l'^tablissement et Tex- 
ploitation de röseaux tölephoniques) angenommen, nach welchem 
dem Staate das Recht eingeräumt wurde, die Telephonie selber 
zu betreiben oder Goncessionen zu ertheilen.22) In Italien machten 
sich ebenfalls verschiedene Strömungen geltend. Im Jahre 1888 
legte das Ministerium einen Gesetzentwurf über die Organisation 
der Telephonie vor. Darin wird zwar das Telephon als Regal er- 
klärt, allein dem Staate das Recht vorbehalten, Gesellschaften oder 
Einzelnen Goncessionen zu ertheilen.23) In der neuesten Zeit machen 
sich wieder Verstaatlichungs-Tendenzen geltend. 2*) In England wurde 
durch einen Richterspruch im Processe des Postamtes gegen die Edison 
Telephone Gompany erklärt (20. Dec. 1880), dass die Telephonie nur 
eine Spielart der Telegraphie sei. 2^) Gleichwohl aber betreibt England die 
Telephonie nicht monopolistisch, und die private Telephon-Gesellschaft 
National Telephone Gompany nimmt eine herrschende Stellung ein^ö), — 
der Postmeister will dem Publikum die Möglichkeit verschaffen, sich 
ein eigenes Urlheil zu bilden, ob es durch Privatgesellschaften oder 
durch Staatsanstalten besser bedient werde. Dieses Stadium der 
sorgfältigen Erwägung scheint noch nicht vorüber zu sein. 27) In 
Frankröieh wurde die Telephonie von der Soci6t6 generale des 
telephones betrieben, die von der Regierung eine Conccssjon auf 
fünf Jahre erhallen hatte, diese ist hernach auf die gleiche Zeit 
erneuert worden, allein daneben exploitirte auch der Staat diese 



22) Vgl. Brunard, »De la telephonie,* S. 226. Ich habe das Geselz 
auf S. 809 u. 310 meines Telephonrechtes abdrucken lassen. Vgl. auch 
»Annuaire de la Societe de legislation comparee«, XIIL. S. 500—505. 

2s) Vgl. Ruthen im .Journal telegraphique*, XII., S. 2U. 

'*) Vgl. »Journal telegraphique*, XIV., S. 45 u. 107. Das Telegraphen- 
regal stützt sich in Italien auf die früheren Particulargesetze. Vgl. Lude- 
wig in Goldschmidrs Z. XXXL, S. 98. 

*^) Der Wortlaut dieses Urtheiles der Queen's Bench ist in meiuem 
»Telephonrechte*, S. 294-, abgedruckt. 

26 Vgl. »Archiv für Post und Telegraphie*, 1892, S. 153 und 154. 

2^ Mayer & Preece, »Das Telephon*, S. 382. 
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Thätigkeit, 28) aber die Verstaatlichungsidee machte Fortschritte 29) und 
jene Concession wurde nicht mehr erneuert, so) In Spanien sind 
die Telephonnetze in die Hände der Privatgesellschaften gefallen. 
1882 war die üeberlassung an Private beschlossen worden, dann 
vindicirte der Staat das Verkehrsmittel als Monopol (1884), und 
später (1886) wurde wieder ganze Wendung zu Gunsten der Privat- 
induslrie gemacht, s^) 

Oest erreich nahm in der Telephonie lange Zeit eine 
abwartende Stellung ein,^^) indessen wurde der regale Charakter 
dieser Thätigkeit gewahrt. Allerdings wurde der Wiener Privat- 
Telegraphenanslalt im Jahre 1881 eine Concession auf zehn Jahre 
gewährt, in letzter Zeit aber scheint der Staat das Telephon- 
netz verstaatlichen zu wollen. Die öffentliche Discussion darüber 
ist hier mit verschiedenen farbenreichen Beilagen eröffnet worden. "') 
In Ungarn wurde ein Telegraphen- und Telephongesetz vom 
8. August 1888, sowie betreffend andere elektrische Installationen 
erlassen. Es wird in § 1 zunächst ausgesprochen, dass die Aus- 
führung und der Betrieb des Telegraphen- und Fernsprechwesens, 
sowie anderer elektrischer Installationen dem Staate als ausschliess- 
liches Recht vorbehalten sei, dass dagegen auch Concessionen er- 
theilt werden können, wenn die im Gesetze vorgeschriebenen Be- 
dingungen erfüllt seien. ^*) In der Schweiz war ebenfalls ein 
unsicheres un'l schwankendes Verfahren an der Tagesordnung, allein 
seit 1886 ist die Telephonie zu Gunsten des Bundes monopolisirt 



") Mayer & Preece, a. a. 0., S. 182 und 183. 

29) Vgl. »Zeitschrift des Vereines deutscher Eisenbahn-Verwaltungen«, 
1889, S. 308 und 30^. 

80) »Journal telegr.«, XIII , S. 141 und 212, und .Archiv für Post und 
Telegraphie«, 1889. S. 555 bis 557. 

31) »Journal t^Iegr.«, XII., S. 243. 

32) Uppenborii's »Zeitschrift für angewandte Elektricitätslehre«, X., 
Seite 180. 

") Ich habe die Denkschrift von Hanns Scheinig (u. A.) an das 
Handelsministerium (Wien 1892) gelesen. Vorläufig scheint es mir noth- 
wendig zu sein, gegenüber diesen sensationellen Ausführungen ruhiges 
Blut beizubehalten und ein Urtheil bis zur Feststellung der Beweise zu 
verschieben. 

8*) Vgl. bez. des ungarischen Gesetzes »Journal t^legraphique«, XHI. 
S. 133, und , Archiv für Post und TeTegraphieV 1889, S. 4&e. 
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und der Bund hat am 27. Juni 1889 ein Gesetz, ^betreffend das 
Telephonwesen*, erlassen, in dessen Art. 1 gesagt wird: 

»Die Errichtung und der Betrieb von Telephonanlagen 
»bildet einen Theil des Telegraphenwesens (Art. 36 der Bundes- 
» Verfassung) und wird dem Geschäftskreise der Telegraphen-Ver- 
» waltung zugewiesen.* 

In Nordamerika ist es die Bell Telephone Company, welche 
die Telephonie ausübt. **) 

Man hatte nun, wie schon angedeutet, versucht, den Gedanken 
zu vertreten, dass im Grunde die Telephonie ohne Weiteres als ein 
Theil der Telegraphie angesehen werden müsse, weil sie die gleiche 
wirthschafthche Function habe. Allein von anderer Seite wurde 
geltend gemacht, die beiden Institute seien grundverschiede n*^*) 
Ich kann diese Auffassung nicht theilen. Man muss sich überhaupt 
der Thatsaehe bewusst sein, dass es verschiedenartige Spielarten 
von Telegraphen gibt, die mit divergirenden Functionen verbunden 
sind. Ich erinnere an den Gaselli'schen Pantelegraphen, bei dem 
der Absender die zu befördernde Depesche auf eine hiezu präparirle 
Platte schreiben muss, an den Druckapparat von Hughes, bei dem 
sich die Arbeit des Telegraphenbeamten auf das Aufkleben des 
durch den Apparat bedruckten Papierstreifens reducirt. Dies sind 
erhebliche Abweichungen von dem Morse-Telegraphen, — nicht zu reden 
davon, dass man auch die Zeichen in der Luft als optischen Tele- 
graph bezeichnete. Das Wort »Telegraphie* stellt also 
einen Genus-Begriff dar. Üeberdies ist entscheidend, dass bei 
der Telegraphie und der Telephonie das gleiche technische Agens 
verwendet Wird. An dem einen Orte operirt die Elektricität mit dem 
schriftlichen Verfahren, an dem anderen mit dem System der Münd- 
lichkeit. An der Natur des Vorganges ändert diese Divergenz 
nichts, — der Process wechselt seinen Charakter nicht, wenn an Stelle 



85) .Journal felegr.«, XII, S. 24H und 2U: En Amerique la Bell 
telephone Co. est toute puissante et ceux des .r6seaux qui ne sont pas 
directement sous le controle de cette compagnie le sont indirectement. In 
den Patentprocessen wurde Bell als Erfinder anerkannt. (Propriet^ indu- 
strielle, IV., S. 49 und 50.) 

36) Fuld im Gerichtssaale, XXXVI., S. 202 bis 208, Scherer iu 
der »Zeitschrift für franz. Civilr.*, Beilageheft zu Band XVT, S. 65. Norsa 
il telefono e la legge (Milane 1883), S. 60 bis 63. 
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der Schriftsätze die Plaidoyers treten. ®^) Nach dem Gesagten recht- 
fertigt es sich, dass die Telephonie einfach unter die Tekgraphie 
subsumirt wird, — indessen ist es sicherlich zweckmässig, wenn die 
Gleichstellung auch förmlich ausgesprochen wird. 

Damit ist freilich keine Begründung dafür gegeben, dass der 
Staat die Telephonie selber betreiben soll. Allein es sollte nicht 
schwer fallen, diese reehtspolitische Frage in kurzen Zügen zu 
beantworten. Ich habe keinen Zweifel darüber, dass die Telephonie 
ausschliesslich der Staatsthätigkeit überlassen werden sollte, auch 
wenn man nicht so weit geht, ein Elektromonopol einzuführen. ^®) 
Ich möchte die Gründe, unter Weglassung relativer Gesichtspunkte '•). 
kurz so zusammenfassen : 

1. Der Zusammenhang der Telephonie mit der Telegraphie 
und der Post, welche fast überall verstaatlicht sind, spricht für 
ei'ne Monopolisirung der Telephonie. 

2. Die staatsrechtliehe Wahrung des gegenwärtigen Besitz- 
slandes der Telegraphie muss die meisten Staaten veranlassen, die 
Telephonie als Monopol zu beanspruchen : Telephonie und Tele- 
graphie sind Concurrenz-Anstalten. 

3. Die enge Verbindung der Telegraphie mit der Telephonie 
weist mit Noihwendigkeit auf eine gleichmässige Behandlung hin. ^^) 

4. Es ist zu beachten, dass die Telephonie der naturgemässe 
Substitut der Telegraphie ist.*') Wenn der Telegraph nicht functionirt- 



*') Der schweizerische Bundesralh hatte Gelegenheit, diese Frage 
sehr eingehend zu piföfen. Ich verr^cise auf mein Telephonrecht, S. 55 bis 67. 

»8) A.' WilkiB, ^Die volköwirthschaftfiche Bedeutung der Ehktricität 
und das Elektromonopol* (1883). Dieser Schriftsteller tritt für eine voll- 
ständige staatliche Monopolisirung dieser Naturkräfte ein. Vgl. aber v. 
Myrbach, »Der gemein wirthschaftliche Betrieb elektrischer Anstalten* (1886), 
S. 17, 18, 97 und 98. 

^») Es ist höchst charakteristisch; dass zuweilen auch privaten Telephon" 
Gesellschaften Verletzung des Telephon-Geheimnisses vol-geworfen wird. Vgl. 
mein Telephonrecfht S. 289, untfer Nr: 4, und über eitlen Fall des »Diebstahls* 
telegraphischef MiHheilungen, > Journal t^legr.«, XIH., S. 155. 

*«) Rotheti spricht von einer »Fusion intime* der beiden Anstalten-' 
(»Journal t^Mgr.«, XL, S. 221-.) 

*^) Damit will ich nicht gesagt haben, dass die 'Telegraphen-Ver- 
waltung ^hne Weiteres befugt sei, ein Telegramm telephonisch abzu- 
geben. Vgl. »Documents de la Conference tel^graphique internationale de 
Paris* (Berne 1891) S. 364 und 365. 
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sei es wegen der Zerstörung der Linie, sei es wegen eingetretener 
Verwicklungen, so kann das Telephon u. U. der praktische Ersatz- 
apparat sein. 

Die Zusammengehörigkeit der beiden Institute wird am besten 
dann illustrirt, wenn das System Rysselberghe sich einmal allgemein 
bewährt, wonach die Telegraphenleitungen gleichzeitig zum Tele- 
phoniren benützt werden können. Die Versuche scheinen aber immer 
hoch nicht abgeschlossen zu sein.*^) 

Das Fazit dieser Ausführungen besteht darin, dass ich sage, 
es sprechen überwiegende Gründe für den exclusiv staat- 
lichen Betrieb der Telephonie*^). Und ich habe keinen Zweifel 
darüber, dass dieser Entwicklungsprocess stets Fortschritte machen 
wird und muss.**) Freilich werden auch unter der Staatsverwaltung 
die telephonischen Verwicklungen nicht fehlen, denn die Natur- 
gesetze functioniren — das ist ihr Charakterzug — mit voller 
Unparteilichkeit, was die böse Welt leider nicht von allen Gesetzen sagt. 



42) Vgl, »Bundesblatt* 1885, IL, 138; 1886, I., 625; 1887, IL, 570; 
1888, IL, 650 und 651; femer »Journal t^legr.* XI., 216; XII, 129; Mayer 
und Preece >Das Telephon«, S. 239 und 317 ff. Von einzelnen technischen 
Seiten wird das System als unpraktisch hingestellt. Vgl. z. B. »Uppenborn's 
Z.* X., 498 und 499, während es in Frankreich gelobt wird. Vgl. »Revue 
internationale d'^lectricit^« 1889, V. Anöee, S.'SOO. 

*3) Damit stimmt aöChRotheÄ im* > Journal -tel6gr.<,XH., 24t: »Nous 
sommes - aujourd'hüi ^ aussi convkinctr que jarriais que la Solution la plus 
heui^ustt est rexploitation de' la t^l^phonie par l'Etat.* 

<<yVgL auch eine Sthnme atis Holland > Journal tel4gr.* XVL,* 
S. 71 und 72. 
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rast überall ist der Satz aufgestellt, dass die Telegraphen- 
Verwaltungen für keine Fehler oder Nachlässigkeiten, für keine 
Irrthümer oder Verzögerungen dem Publikum haftpflichtig seien. 
Ich habe diesen einem wahren Mysterium ähnlichen Rechtszustand 
(brutalia juris hätten wohl frühere Juristen ihn genannt) schon wieder- 
holt als einen trostlosen bezeichnet und in eingehender Weise eine 
legislative Aenderung desselben befürwortet.*'^) Um die Sache klar- 
zustellen, ist festzuhalten, dass in Europa die staatlichen Telegraphen- 
Verwaltungen in folgenden Fällen, die überhaupt im Telegraphen- 
verkehr denkbar sind, keinen Schadenersatz bezahlen: 

« 

1. wenn die aufgegebene Depesche bei dem Aufgabebureau 
einfach liegen bleibt**), wenn also der Telegraphist oder die Tele- 
graphistin sie z. B. ad acta legt oder verlegt; 

2. wenn die Depesche zwar weitergegeben aber auf einer 
Zwischenstation oder auf dem Bureau des Ankunftsortes liegen bleibt ; 

3. wenn die Depesche langsam oder mit Fehlern telegraphirt wird ; 

4. wenn in der Weitergabe der Depesche eine ungehörige 
Langsamkeit entwickelt wird ; 

5. wenn die Depesche zwar lebhaft weitergegeben wird, der 
Ausläufer der Telegraphen-Verwaltung sie aber an den unrichtigen 
Adressaten abgibt oder die Ablieferung überhaupt nicht vornimmt. 



*ö) Vgl. mein »Telegraphenrecht*, S. 196-250, mein »Telepbonrecht* , 
S. 216—266 und meine »Internationalen Unionen*, S. 12—16. 

<ö) Ein Beispiel dafür, dass ein Telegraphenbeamter in Bern eine 
aufgegebene De'tesche einfach liegen Hess, siehe in der »Zeitschrift des 
bernischen Juristenvereines*, XIIL, S. 250, und meine Bemerkungen dazu 
S. 259—261. 
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In allen diesen Fällen ist es vollkommen gleichgiltig, welchem 
Beamten der Telegraphen vor waltung die Schädigung zur Last fällt, 
gleichgiltig, ob sie arglistig oder fahrlässig begangen wurde: der 
Verwaltung ist von vorneherein Absolution ertheilt für alle ihre 
Fehler, für alle Unachtsamkeiten und Nachlässigkeiten. *'') Sie hat den 
Schaden weder ganz noch t heil weise zu ersetzen. Nicht einmal für 
besonders grelle Fälle wird eine moralische Verpflichtung des Staates 
anerkannt, eine Abschlagszahlung an den Schaden zu entrichten, 
— wie dies z. B. im schweizerischen Postgesetze von 1849 (Art. 14) 
statuirt wurde, indem dadurch dem Bundesraih die Ermächtigung 
eingeräumt wurde, eine über den Ersatz der Verpflegungs- und 
Heilungskosten hinausgehende Entschädigung zu leisten, wenn einem 
Postreisenden oder seiner Familie ein bedeutender Nachtheil ent- 
standen ist.*®) Die Haftpflicht des Staates für Schädigungen aus dem 
telegraphischen Verkehre wird also absolut und ausnahmslos ver- 
weigert. Der Satz ist logisch klar und einfach, unerbittlich strenge, 
er schafft ein Recht, das seine schärfste Spitze hervorkehrt : er 
begründet, wie ich zu sagen pflege, einen Rechtsnihilismus, 
den wir sonst auf keinem Gebiete des Lebens finden.*^) 

Es gibt eine Masse von Gesetzen, die dieses Princip sanc- 
tioniren. Ich habe dieses Material früher zusammengestellt. *o) 

Auch der internationale Telegraphenvertrag steht auf dem 
angegebenen Standpunkte: les hautes parties döclarent n* accepter 
ä raison du service de la t^lögraphie internationale a u c u n e 
responsabilit^. 



<') Es ist eine Frage für sich, ob vielleicht die Telegraphen- 
b e a m t e n verantwortlich seien, davon rede ich hier nicht weiter. Indessen 
besteht die richtige Norm offenbar darin, dass die Unternehmung 
für die Arbeiter haftet. Vgl. V. Mataja, ,Das Recht des Schadenersatzes*, 
S. 38—45, 57. 

48). Vgl. meine »Haftpflicht der Postanstalten' (Leipzig. 1877), S. 107. 

*s) Vielleicht kann hier noch eine andere Frage mit diesem Rechts- 
nihilismus in Beziehung gestellt werden: der Mangel einer Entschädigungs- 
pflicht des Staates für unschuldig Verurtheilte. Oesterreich hat erst neulich 
hier Remedur geschaffen. 

5«} In meinem » Telephonrecht*, S. 219 und 220. Dazu kommt noch 
das Post- und Telegraphengesetz von Bulgarien Art. 152—154. (, Journal 
t61egr.% XIV., S. 824.) 

2 
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Das nationale und internationale Privatrecht bekundet in 
dieser Materie eine Harmonie, die wahrhaft erhebend wäre, wenn 
die Normen nicht sachlich so bedenklich wären.**) 

Um den geschilderten Rechtszustand noch augenfälliger zu 
machen, wird der Ausschluss jeder Haftpflicht auF die Depeschen- 
formulare gesetzt, so z. B. in Oesterreich, (wenigstens auf die für 
die Empfänger bestimmten Formulare), in der Schweiz (auf die 
Aufgabedepeschen), in Frankreich auf beide. Der fragliche Rechts - 
nihilismus wurde schon manchen Personen in der denkbar unan- 
genehmsten Weise zum Bewusstsein gebracht, am blutigsten wohl 
(1856) dem Kaufmann Oppenheim in Köln, der laut gerichtlichem 
Urtheile dem Bankhause Isaak Weiller's Söhne in Frankfurt a. M. 
einen Schadenersatz von 07*198 Gulden zu bezahlen hatte. Warum? 
Weil der Telegraph die Kaufs-Ordre von Oppenheim veränderte in 
eine Verkaufs-Ordre, die ausgeführt wurde. ^^) Man darf nicht glauben, 
dass die Fehler im telegraphischen Verkehre ganz selten seien. Im 
Jahre 1885 wurden in der Schweiz nicht weniger als 778 *^) Recla- 
mationen und im Jahre 1887 deren 62 1 erhoben,**) — nicht zu sprechen 
davon, dass sehr viele Irrthümer gar nicht zur amtlichen Kenntnis 
gelangen, weil es eben gar keinen praktischen Reiz hat, zu reclamiren. 

Man liest zuweilen in den Zeitungen von fehlerhaften De- 
peschen, — ich erinnere mich, wie vor wenigen Jahren eine Depesche 
in Frankreich aufgegeben wurde, worin mitgetheilt wurde, dass 
Jemand mit einem Orden decorirt worden ist (döcorö), der Tele- 
graphist machte daraus einen Todesfall (d6c6d6): die Adressatin 
hatte die schwersten Folgen davon getragen. ^^5) Ein anderer Fall 
passirte vor Jahren in Amerika. Da hatte ein Viehzüchter Vieh 
gekauft und seinem Verwalter telegraphirt, mit Pferd und Shep her- 
zukommen. Der Telegraphist machte aus dem treuen Schäferhunde 



°') Allerdings wird unter Umständen die Telegraphentaxe zurück- 
erstattet, allein dies ist kein Schadenersatz, sondern ein Condictions- 
Anspruch. Vgl. mein , Telephonrecht* S. 221 und Note 22, sowi.e die bul- 
garischen Vorschriften , Journal telegr.*, XIV., S. 324, Art. 152. 

»2) Dieser Telegraphenrechlsfall ist abgedruckt bei Beschorner. 
,Das deutsche Eisenbahn-Recht«, S. 299. Vgl. auch Cheneviere »De la 
correspondence telegraphique* , Gen^ve, 1878, S. 97. 

58) , Bundesblatt*, 1886, I., S. 621. 

") , Bundesblatt*, 1888, II., 646. Vgl. auch ,Journ. tel^gr.*, XVI., S. 57. 

5«j Vgl. »Figaro« vom 25. Juli und 5. August 1887. 
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Shep das Wort Sheep und so kam es, dass. der Verwalter die 
grossen Schafheerden ii;i Eilmärschen zusammentrieb, bei welcher 
Operation 1500 Lämmer zu Grande gingen, fn Amerika wurde 
die Telegraphen-Gesellschaft zum Schadenersatz verurtheilt. 

Ist nun aber der in Europa geltende Rechtszustand zu billigen? 

Mit einer Reihe von Juristen kämpfe ich gegen dieses Dogma 
juristischer. Unfehlbarkeit, und ich kann hier resumirend sagen, dass 
die Givilisten, die Publicisten, die Völkerrechtslehrer und National- 
ökonomen, ja fast alle Personen, die über diese Frage geschrieben 
haben, diese Opposition unterstützen, ohne Rücksicht auf Nationahtät.^^) 

Der Ausschluss jeder Haftpflicht wird zwar als ein Grund- 
und Lebensprincip der Telegraphie hingestellt und im Speciellen 
betont : 

1. Die Thatsache, dass der Ausschluss der Haftpflicht überall 
bestehe, »in der freien Schweiz so gut wie in den Staaten des 
<irosssulians*, spreche für seine objective Richtigkeit. Indessen ist 
dies eine morsche Logik '^). Damit würde jeder Fortschritt gehemmt 
und es würde genügen, dass ein Rechtssatz infolge einer Art von 
Ansteckung an vielen Orten Aufnahme gefunden hat, um ihn sachlich 
zu rechtfertigen. Davon kann keine Rede sein. 

2. Bei einer Haftpflicht für den Schaden würden übergrosse, 
zeitraubende und kostspielige Vorsichtsmassregeln nöthig sein. Auch 
dieser Grund ist nicht durchschlagend, wenn man die Verantwort- 
lichkeit in der von mir vertheidigten Art begrenzt. 

3. Das Vorkommen von Irrthümern und Verzögerungen sei der 



i ^^) Vgl« ^ine Uebersicht der Literatur in meinem »Telegraphenrecht* 

S. 5 — 8, in meinem »Telephon recht* S. 221 ff. und in der Schrift »Das 
Recht der modernen Verkehrs- und Transport-Anstalten« S. 114. Seither 
haben sich in gleicher Weise weitere Juristen geäussert, so z. B. Scher er 
»Das Rheinische Recht« und »Die Reichs- und Landesgesetzgebung«, I. Bd., 
S. 569, sowie dessen Broschüre > Besprechung des Entwurfes unseres bür- 
gerlicheu Gesetzbuches« (Mannheim 1^9!) S. 15 und 16, ferner wenigstens 
principiell v. Bar in der »Nation«, 1891, S. 495 und Sanlaville »De la 
xesponäabilite civile de l'Etat en matiere de Postes et de Telegraphes* 
(Paris 1886) S. 154. 

*') Vgl. auch G. Cohn »System der Nationalökonomie«, I.? S. 443: »Es 
4st allezeit sehr leicht gewesen, das gerade Bestehende und Nächstliegende 
mit dem Scheine des Natürlichen und Nothwendigen zu umkleiden*. 

2* 
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Natur der telegraphischen Correspondenz inhärent*®). Das ist un- 
gefähr so richtig, wie wenn man sagt, im Eisenbahn- und Posl- 
dienste müssen nach Lage der Dinge Schädigungen vorkommen. 

4. Der Ausschluss der Haftpflicht sei vom Publikum gebilligt 
worden. Dieser Standpunkt einer Versöhnung mit dem Reehtssalze 
(tacitus consensus) ^^) ist entschieden unzutreffend angesichts bestän- 
diger Opposition; — was würden wohl die durch den Telegraph 
Beschädigten dazu sagen? Vielleicht würden sie antworten, sie haben 
den bewussten Rechtssatz gefühlt, aber nicht begriffeh und nicht 
gebilligt. 

5. Es ist auch gesagt worden, es wäre ungerecht, der Tele- 
graphenverwaltung eine intensive Haftpflicht zu überbinc^en angesichts 
der kleinen Taxe. Ist die Sache im Eisenbahnverkehre anders? 
Wenn Jemand von Wien zur nächsten Station fährt und einen 
Unfall erleidet, so kann diese Verletzung die Eisenbahngesellschaft 
vielleicht lO.COO fl. kosten, obwohl nur wenige Kreuzer Bahngeld 
bezahlt wurden. 

6. Es wird auch abgestellt auf die Sorgfalt der staatlichen 
Fürsorge, allein das ist ein Argument sehr zweifelhaften Ranges. 
Wenn der Staat eine industrielle Thätigkeit betreibt, so muss er 
correcterweise auch die gewöhnlichen Rechtsconsequenzen über- 
nehmen. 

7. Die Anerkennung einer Haftpflicht hätte schwere Gonsequenzen 
für den Staatsschatz: dies wurde im französischen Parlamente 1850 
betont. ^^) Die Thatsache ist an sich richtig, allein sie beweist nicht, 
dass es gerecht wäre, den Schaden auf die Schultern von ganz 
Unschuldigen überzuwälzen. Ueberdem nimmt der Staat aus der 
Telegraphie erhebliche Summen ein, so dass er Wohl auch ein 
gewisses Risico tragen kann. ^^) 



") In Amerika wurde zu Gunsten der Telegraphenverwaltung *an 
infirmity in the business*, also eine Art Schwächezustand geltend gemacht. 
Vgl. Scott & Jarnagin »Law of telegraphs«, § 113. 

5«) Vgl. die von dem internationalen Telegraphenbureau herausge- 
gebene Schrift »Legislation tel^gr.*, S. 98. Diese Illusion kehrt auch wieder 
bei Lanckman »Chemin de fer en Belgique* (1876) Nr. 474 und sogar bei 
Rothen »Journ. telegr.* X., S. 191. 

8«) Vgl. mein »Telegraphen recht*, S. 228—227. 

«1) Dies ist mit Recht auch von Scherer, »Besprechung des Ent- 
wurfes* S. 16, betont, und Scherer >Das Rheinische Recht«,!., S- 569. - 
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Unter diesen Umständen kann ich nicht finden, dass sich der 
bestehende Rechtsnihilismus rechtfertige, umsoweniger, als das Pu- 
bhkiim in Europa gar keine andere Wahl hat, als sich der staat- 
lichen Telegraphie zu bedienen, ^^j 

Die Discussion kann sich nur darum drehen, inwieweit 
eine Haftpflicht bestehen solle, und um die Sache kurz zu bezeichnen, 
sollte Zweierlei geschehen: 

1 . es sollte die recommandirle Depesche mit beschränkter 
Haftpflicht im internationalen Verkehre wieder eingeführt 
und im internen Rechte allgemein zugelassen werden ; 

2. es sollte eine versicherte Depesche oder eine Werthdepesche 
mit der Haftpflicht für die versicherte 
Summe auch in Europa eingeführt werden.*^) 

Abgesehen von diesen zwei Depeschen-Kategorien halte auch 
ich davon, dass die Haftpflicht bezüglich der einfachen De- 
peschen ausgeschlossen bleiben soll. Gewiss werden diese 
Depeschen stets das Gros des Telegraphenverkehrs bilden, daneben 
aber sollte der Verkehr die Möglichkeit haben, bei wichtigen Opera- 
tionen sich zu schützen. 

In der Ueberzeugung, dass durch diese Lösung der Fragen 
die Interessen des Staates und des Publikums gleichmässig gewahrt 
sind, werde ich bestärkt durch die dann mit dem Post- und Eisen^ 
bahnrechte herbeigeführte Analogie Der wirthschaftliche Gedanke 
der Versicherung ist ja in der That bei diesen beiden* Instituten 
realisirt •*). 

Dazu kommt, dass es sehr ansehnliche Rechtsgebiete gibt, in 
denen eine Haftpflicht der Telegraphen-Anstalten in dem eben er- 
wähnten beschränkten Sinne besteht. Ich will zwar nicht weiter 
davon reden, dass vor der Verstaatlichung der Telegraphie in Eng- 
land eine grundsätzliche Haftpflicht bestand, dass man aber gleich 



«2) Vgl. auch Brinz »Pandekten* (2. Aufl.), lil., § 452, Note 28. 

A3) An diese Classe von Telegrammen hat der schweizerische Bundes- 
i»th schon früher gedacht (»Bundesbl.* 1867, IIL, S. 7). 

^) Vgl. £. Steinbach: »Die Grundsätze des heutigen Rechtes über den 
Ersatz von Yermögensschaden* (Wien 18^^), S. 76—77. Es ist zwar nicht 
ganz richtig, die Werth-Declarationen als Versicherungs -Verträge zu be- 
zeichnen. Vgl. meine »Haftpflicht der Postanstalten*, S. 76 fr. 
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r hernach ganze Wendung machte^*). Hervorheben aber möchte ich, 

j dass in den Vereinigten Staaten von Amerika folgende 

\ Sätze zu Recht bestehen ^^): 

1. Die Telegraphen- Verwaltungen haften für solche Depeschen 
nicht, welche nicht coUationirt wurden, wenn die Verantwortlichkeit 
für Irrthümer, Missbräuche u. s. w. gehörig wegbedungen war. 

2. Die Telegraphen-Verwaltungen haften für coUationirte De- 
peschen (repeated messages) unbedingt, und zwar für den ganzen 
Schaden. 

3. Die Folgen der eigenen Nachlässigkeit können — abgesehen 
von Nr. 1 — nicht wegbedungen werden. 

4* In Amerika gibt es versicherte Depeschen (Werth- 
Depeschen). Damach muss für die Verstümmelung eines Telegrammen 
ein vertraglich fixirter Geldbetrag, ausbezahlt werden •^). 

In Argentinien besteht ein umfassender TelegrÄphenrechts- ^ 
Codex vom 7. October 1875. Darnach liegt die Sache so*®): 



. •^) Vgl. meine Schrift: »Das Recht d«r modernen Verkehrs- und 
Transportanstalten*, S. 112 und 113. 

««j Den Detailbeweis habe ich in meinem »Telephonrechte«, S. 261—263 
geleistet. Vgl. auch neben der dort angegebenen Literatur Morris Gra^y, 
»Treatise on communication by telegraph» (Boston 1885), § 29, 46, 49, 52. 

67) Allen Telegraph cases (New-York 187.3), S. 42. 

*®) Vgl. Art. 33— 86 des Gesetzes, die folg endermass^n lauten: ' 

Art. 33. Le contrat couclu entre l'expediteur d'un t^legramme 
et une Administration telegraphique sera considere comme une locatiön 
de: Service et sera regi en ses consequences par les lois generales ' sur la 
mati^re sauf les dispositions speciales conteuues dans la <presente läsk: 

Art. 34. Les entreprises tölegraphiques sont tenues de trans^mettre 
fidelement et immediatement les tel6grammes qui leur seront confies; ell^ 
seroiit responsables des erreurs, alterations öu relards que ces telegtammes, 
subiront par faute oü negligence d'eljes-m€mes oü de leurs employös. ' '* 

Art. 35. Dans les cas prevus par Farticle precedent la responsabilite 
sera limitee au remboursement de la taxe du tel^gramme si celui-ci n'a 
pas ^t^ coUationne ; Ton entend par collationnement la repetition integrale 
de la depöche depuis la Station d'arrivee au bureau d'origine jusqu'äce«' 
qu'il soit constate que le texte transmis est conforme ä celui de l'original 
et. la remise au domicile de Pexpediteur d'une copie du telegramme repöte 
par le bureau de destination. , - . . ^ 

Que le telegramme \soit coUätionne ou non. s'il a 4te coramis une 
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1. Die Telegraphen-Verwaltung haftet direct voll für Irrthümer, 
Veränderungen oder Verzögerungen, welche die Depeschen durch 
einen Fehler oder durch eine Nachlässigkeit der Verwaltung oder 
der Angestellten erleiden. Diese Haftpflicht besteht aber nur, wenn 
die Depeschen recommandirt werden. 

2. Die Verwaltung haftet auch bei einfachen Depeschen ohne 
Recommandation, wenn der Schaden arglistig zugefügt wurde. 

3. Die Haftpflicht wird beseitigt, wenn die Telegraphen- Ver- 
waltung das Vorhandensein einer höhern Gewalt beweist. 

Auf der erwähnten beschränkten Grundlage mus s 
eine Reform des in Europa bestehenden Telegraphen- 
rechtes an die Hand genommen werden. Ich habe d6nn 
auch keinen Zweifel darüber, dass sie. schliesslich zum Ziele führen 
wird, wenn auch der Handelsstand sich bei diesem Kampfe be- 
theiligt. Schon an der internationalen Telegräphen-Conferenz in Rom 
(1872) stellte die französische Rsgierung den Antrag, an dem Tele- 
graphenrechts-Nihilismus eine Aenderung anzubringen durch die Ein- 
führung von recommandirten Depeschen ^^). Dieser Antrag fand aller- 
dings blos durch Portugal Unters tu Izung, allein Frankreich wieder- 
holte ihn wieder an der Conferenz in Petersburg ''ö) und dieses Mal 
erhielt e^ auch die Unterstützung des deutschen General-Postmeisters 
V. Stephan ^^), sowie des schweizerischen Abgeordneten, und bei der 
Plenar-Berathung sprachen sich für die principielle Annahme 18 



fraude par Tentreprise ou par Tun de ses agents, la responsabilite s'etendra 
ä tous les dommages et prejudices qua cet acte aura cause. 

Art. 86. Les entreprises seront seulement affranchies de la respon- 
sabilite prevüe par les deux articles precedents quaiid l'erreur, ralteration 
ou le retard dans Ja iransmission des telegrammes a ete produit par quelque 
incideiit fortuit ou de force majeure, mais la preuve de Texistence d'un 
pareil incident demeure ä la Charge .de Tentreprise. 

69) , Documents de la Conference telegraphique internationale de Rome* 
iBerne 1872), S. 111 ff. Ich habe die Stelle in mein »Telephon recht«, S. 229 ff 
wörtlich aufgenommen. 

70) Documents S. 297. 

71) Die Rede ist abgedruckt in meinem »Telephonrechte«, S. 237 und 
S. 238/9. Diese Rede ist überaus charakteristisch; v. Stephan erkennt 
an, er habe stets eine wirkliche Verlegenheit empfunden, den geschädigten 
Leuten zu eröffnen, dass nach dem Telegraphengesetze nie ein Schaden- 
ersatz bezahlt werden könne. 
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Slirnmen gegen 6 aus, auf den Antrag von Italien wurde aber der 
Institution nur ein facultativer Charakter beigelegt. An der Tele- 
graphen-Conferenz in London (1879) wurde sie wieder beseitigt 
(14 Stimmen gegen 4). Das , Grund- und Lebensprincip* der Tele- 
graphen-Verwaltungen hat hier noch einmal den Sieg davongetragen, 
allein die Rechtsidee bleibt doch bestehen rnid sie wird schliesslich 
doch zur Geltung kommen. Der Beschluss von London kam wesent- 
lich deswegen zu Stande, weil man fand, es bestehe kein wirkliches 
Interesse für recommandirte Depeschen. 



Bei der Telephonie kommen alle diese Fragen, die hier be- 
sprochen worden, deswegen ebenfalls vor, weil eine so intime Ver- 
bindung derselben mit der Telegraphie besteht, dass u. U. Depeschen 
telephonisch aufgegeben oder abgegeben werden können '^^). Im Uebrigen 
freilich nimmt die Rechtsstellung des Publikums in der Telephonie 
ganz andere Gesichtszüge an. Um nur von den Telephon-Abonnements 
zu sprechen, ist die Teleph on- Ver waltun g verpflichtet; 

1. Die Telephon- Einrichtungen zu überwachen und eine zweck- 
mässige Benützung derselben zu gewähren. Dazu gehört die Ueber- 
gabe eines genauen Abonnenten-Verzeichnisses, die eigene Aufnahme 
in dasselbe, ferner die Fürsorge, dass die Telephonbeamten gut ge- 
schult sind, dass sie nicht stottern oder stammeln oder an Hart- 
hörigkeit leiden.'^) 

2. Dafür zu sorgen, dass die Einrichtungen ihre volle Zweck- 
bestimmung erfüllen können. Insbesondere müssen Verwicklungen 
verhütet oder schleunigst wieder beseitigt werden. 

Die Telephon -Abonnenten sind verpflichtet zur Voraus- 
zahlung der Taxe, die Einrichtung nur für den eigenen Gebrauch 
zu verwenden, den Telephon-Apparat sorgfältig zu behandeln und 
überhaupt alle Obliegenheiten genau zu erfüllen. 

Im schweizerischen Bundesgesetze betreffend das Telephon- 
wesen (27. Juni 1889) sind darüber Bestimmungen aufgenommen 
worden. Vgl. 

Art, 7. Jeder Theilnehmer hat das Hecht: 



'2) Vgl. mein Telephon recht, S. 76 und 216. 

73) Die letzteren Requisite erinnern an diejenigen, welche an die 
Candidatinnen des Vesta-Culius gestellt wurden ! 
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a) zum Verkehr mit den Stationen des eigenen Netzes; 

b) zum Verkehr mit denjenigen der angeschlossenen Netze; 

c) zur Bestellung von Mittheilungen, welche der Telephon-Central- 
station telephonisch aufgetragen und durch Boten schriftlich an 
den Adressaten bestellt werden (Phonogramme); 

d) zur Abgabe und zum Empfang von Telegrammen durch Vermitt- 
lung der Centralstation, insofern diese mit dem Telegraphenbureau 
verbunden ist. 

Die Verwaltung verpflichtet sich dem Inhaber einer Station gegen- 
über weder für den Fortbestand der übrigen Stationen, noch für den- 
jenigen der Netzverbindungen (lit. a und b). 

Art. 8. Der Theilnehmer ist verpflichtet, die ihm anvertrauten 
Stalions-Apparate, sowie die im Innern der Wohnung befindliche Leitung 
gegen jede Beschädigung zu schützen, und hat für den Schaden zu haften, 
welcher der Verwaltung durch sein eigenes oder eines Dritten Verschulden 
erwächst. 



III. 



Angesichts des geschilderten Rechtszustandes in der Tele- 
graphie hat es für das praktische Rechtsleben eine hohe Bedeutung, 
zu untersuchen, wer von den Betheiligten den Schaden zu tragen 
hat. Auch hier scheiden sich die Wege wieder bei der Telegraphie 
und Telephonie, oder die Fragen nehmen wenigstens bei beiden In- 
stituten eine andere Färbung an. 

1. 

Wenn eine telegraphische Depesche unrichtig wiedergegeben 
wurde, wer hat dann den Schaden, soweit ein solcher dadurch ent- 
standen ist, schliesslich zu tragen? Ist es der Absender, der ja 
den Telegraph zu spielen veranlasst hat, oder ist es der Empfänger, 
der so unvorsichtig war, einer unzuverlässigen Depesche zu trauen 
und darnach zu handeln? Beide Ansichten fanden in der Literatur 
ihre Vertretung. 

I. Es wurde gesagt, der Absender müsse die Folgen 
einer fehlerhaft besorgten Depesche tragen. 

Dafür wurden mehrfache Gründe angegeben : man leitete diese 
Haftpflicht aus einem Verschuldungsprincipe her und aus einem 
stillschweigenden Garantieprincipe. 

Worin soll die Verschuldung des Absenders liegen? 

1. in der Wahl des zweifelhaften Communicationsmittels. Es 
wurde so raisonnirt. Weder der Bote noch der Telegraph gewähren 
absolute Sicherheit für die authentische Uebermittlung einer Er- 
klärung, insbesondere aber sei der Telegraph .Irrungen und Ver- 
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sehen atfögesetzt, und wer sich trotzdem dieses Mittheilungsmittels 
bediaie, sei dafür schlechthin verantwortlich.^^) 

Diese unter dem Namen der »culpa in conürahendo* be- 
kannte Lehre fand keinen grossen Anklang^*), übrigens hat sie ihe- 
ring selber (ihr Vater) wieder kritisirt*^^). 

2. in der Unterlassung einer Rücktelegraphirung. Damit will 
gesagt werden, der Absender müsse für die CoUationirung der De- 
pesche sorgen und eine Unterlassung enthalle eine Fahrlässigkeit. 

Eine stillschweigende Garantie des Absenders wurde 
deducirt : 

1. aus dem raschen Erfolge und der Schnelligkeit der tele- 
graphischen Gorrespondenz. Zwar könne nicht von einer Verschul- 
dung des Absenders gesprochen werden, wohl aber übernehme er 
die Gefahr, die . mit diesem schnellen Correspondenzwege ver- 
bunden sei. 

2. aus der Natur des Boten, den der Telegraph vertrete, für 
den Boten aber sei der Absender verantwortlich. 

11. Es wurde gesagt, der Adressat müsse grund- 
sätzlich für die Folgen einer fehlerhaft übertragenen 
Depesche eintreten. 

Der Hauptvertreter dieser Ansicht ist Se raf ini*^'), der fragt, 
warum denn eigentlich der Absender für die Depesche eintreten 
müsse. Freüich macht dieser Schriftsteller Concessionen : 

1. Für den Fall, dass der Absender einen allfälligen Ersatz 
des Schadens auf sich genommen habe. Eine derartige Haftpflicht 



'*) Vgl. Iheriügin seinen , dogmatischen Jahrbüchern*, IV., S. 1 — 112 
und besonders S. 6, 83, 84, J07— 112. 

^5) Gebilligt wurde sie in Anwendung auf den telegraphischen Ver- 
kehr von P. J. van Bijema »De vergoeding der schade, oütstaande uit het 
niet rigtig overkonnea van telegrammen* (1862), S. 53, 59 und 60. 

'«) Ihering in seinen »dogm. Jahrbüchern*, XllL, S. 4^4. 

") Serafini, »11 telegrafo«, S. 154 Vgl. auch Willeumier, »het telegraaf-^ 
yecht* (Amsterdam 1867), S. 153, 173, 174. Der letztere Schriftsteller 
macht freilich einige juristische Sprünge. Vgl. ntl. S. 206. Siebenhaar, 
»Lehrbuch des sächsischen Privatrechtes* (1871) §60 Anni. 6 führt aus, es 
sei »weit natürlicher*, dass der Empfänger der Depesche den Schaden 
trage, als der Absender, »weil ein Vorwurf der Unvorsichtigkeit nicht 
diesen, wenn er. den Auftrag durch Telegraphie gibt, sondern jenen trifft, 
wenn er auf die, wie ihm bekannt sein muss, unzuverlässige Depesche 
hin handelt*. 
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sei präsumtiv enthalten in dem Auftrage, sofort nach Erhalt 
des Telegrammes ein bestimmtes Mandat auszuführen. 

2. Für den Fall, dass der Absender in culposer Weise die 
Möglichkeit eines Zufalles begünstigt habe durch eine ungenaue und 
unleserliche Schrift. 

Welche Meinung ist bei diesem Zwiespalt der Doctrin 
richtig? Ict) habe stets die Ansicht verfochten, dass Derjenige, 
welcher den Telegraph für sich spielen lässt, also in der Regel 
der Absender der Depesche, für die Fglgen der allfälligen unrich- 
tigen Üebertragung einstehen müsse '^®). Bei dieser ganzen Frage 
muss man sich freilich vergegenwärtigen, dass die subjecliven Ele- 
mente des Verschuldens zwar keineswegs gleichgiitig sind, dass sie 
aber das praktische Leben sehr häußg nicht befriedigen, auch wenn 
man den Verschuldungsbegriff sehr weit ausdehnt. 

1. In vielen Fällen kann mit Hilfe des subjectiven Ver- 
schuldens eine Lösung gefunden werden. Damit ist eine gesetz- 
geberische Bestimmung zu vergleichen : 

a} in Art. 46 des ital. codice di commercio: 

In casi di errori, di alterazioni o di ritardi nella trasmissione dei 
teiegrammi, si applicano i principi generali interna 
aUa cojpa; ma il mittente di un telegrarnma se abbia curato di farlo 
collezionare o raecomandare secondo le dispoäizioni dei regoiaraeati 
telegrafici, si presume esente da colpa. 

b) in Art, 23 Schweiz. Obl.-R. : 

Hat der Theil, welcher dex) Vertrag nicht gegen sich gelten iässi, 
seinen Irrthum der eigenen Fahrlässigkeit zuzuschreiben, so wird er 
zum Schadenersätze verpflichtet, es sei denn, dass der andere Theii dea 
Irrthum gekannt habe oder hätte kennen sollen. 

Ganz direct spricht sich freilich nur das italienische Gesetz 
über unsere Frage aus. Der Sinn dieser Norm liegt darin, dass 
der Richter in jedem einzelnen Falle nach Massgabe der allgemeinen 
Grundsätze über subjectives Verschulden zu entscheiden habe. Bei 
dieser schwierigen Untersuchung kommt aber das Gesetz dem Richter 
zu Hülfe. Es stellt die Vermuthung auf, das3 den Absender keine 
Verschuldung treffe, wenn er die Depesche habe collationiren lassen, 
oder recommandirt habe. Ist diese Massregel nicht beobachtet worden, 
so treten die gewöhnhchen Regeln ein, d. h. der Richter muss mit 

78) Mein , Telegraphenrecht* S. 126 und ,mein Telephonrecht*, S. 209.. 
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Berücksichtigung aller Umstände entscheiden, ob eine Verschuldung 
vorliege und ob sie auf Seite des Absenders oder derjenigen des 
Empfängers zu finden sei. 

Praktisch angesehen wird nach dem italienischen Rechte 
in der Regel der Empfänger die Verschuldung des Absenders be- 
weisen müssen, und nach rdem schweizerischen Gesetze kann der 
Richter ohne Rücksicht auf Präsumtionen bald den Ab- 
sender, bald den Empfänger einer Depesche für den eingetretenen 
Schaden verantwortlich machen. Der Absender wird z. B. haften, 
wenn er trotz der Aufforderungen in den Telegrammformularen 
unleserlich geschrieben hat, '^*) so dass Irrthümer leicht entstehen 
konnten, aber der Empfanger wird auch nicht von Schuld frei- 
zusprechen sein, wenn er Aufträge ausführte, die z. B. nach dem 
Börsencurse vernünftigerweise Misstrauen erregen mussten. 

2. Allein es lässt sich nicht leugnen, dass sehr häufig das 
Verschuldungsprincip gar nicht genügt, um einen streitigen Fall zu 
entscheiden. Wie ist dann zu entscheiden, wenn beide Theile voll- 
ständig unschuldig sind? Derjenige muss den Schaden 
tragen, der das telegraphische Gommunicationsmittel 
in Bewegung setzte und den Schaden veranlasst hat. 

Und das ist das so sehr interessante Factum, dass gerade 
die modernen Verkehrsmittel den casuistischen Beweis liefern für 
die Unhaltbarkeit des sogenannten Verschuldungsprincips : die 
modernen Gesetze über die Haftpflicht statuiren in vielen Richtungen 
die Erfülghaftung ®ö) und auch das Telegraphenrecht muss 
daran anknüpfen. 

Die richtige Formel hai Unger gefunden, indem er aus* 
führt, dass Derjenige, der eine Erklärung in eigener Person oder 



'9) Vgl. die Klage über die schlechte Handschrift auf Depeschen 
^Journal telegr.* XVI., S. 58;. * 

80) Vgl. Stobbe, , Deutsches Privatrecht*, 111., §200tmterB, Regeis- 
berger in Endenjana's »Handbuch des Handelsrechts', IL, S. 414, Merckel, 
, Juristische .Eacyclopädie*, § 678. Eisele in den ,Dogm. Jahrbüchern*, 
N. F., XIII , S. 473, 487. Gierke, .Die sociale Aufgabe des Priyatrechts* 
(1889>, S. 33. Binding, »Die Normen % 2. Aufl., L, S. 434, 472, 476. E. 
Steinbach, ,Die Grundsätze des heutigen Rechtes über den Ersatz Von 
Vermögensschaden* (Wien 18'88). E. Rupp, »Modernes Recht und Ver- 
schuldung* (Tübingen 1880) und J. L. Brunstein, »Gewerbsstörung durch 
Patentanmassung*, Wien 1892, S. 34. 
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durch eine Mittelsperson (Bote, Telegraph) abgibt, diese Erklärung 
auf eigene Gefahr gibt und nicht auf Gefahr des gutgläubigen 
Erklärungs-Empfängers. ®i) 

3. Die Handelswelt hat freilich noch ein anderes Mittel aus- 
findig gemacht. Es gibt Handelshäuser, welche von Anfang an ihren 
Correspondenten eröffnen, dass sie für keine telegraphischen Irrthümer 
haften. Es ist mir in der Advocatur-Praxis wiederholt vorgekommen, 
dass eine solche Ablehnung von Handelshäusern ausgesprochen 
wurde, z. B. mit den Worten: ^Nous ne sommes pas responsables 
des erreurs commises par le t^legraphe*, oder j^Nous n'assumons 
aucune responsabilitö pour les erreurs t^lögraphiques. * 

Darin kann eine Lösung vertraglicher Art gefunden werden, 
obschon man sich der Thatsache bewusst bleiben muss, dass die 
Vertragsfreiheit ihre Schranken hat. Art. 114 des Schweiz. Obl.-R. 
sagt z. B. mit Recht, dass eine zum Voraus getroffene Verab- 
redung, wodurch die Haftung für rechtswidrige Absicht oder grobe 
Fahrlässigkeit ausgeschlosseii sein soll, nichtig ist. 

2. 

Das Telephon ist von Hause aus viel grösseren Missbräuchen 
ausgesetzt als der Telegraph. Hier muss die Depesche wenigstens 
noch eine gewisse Controle der Telegraphenbeamten passiren, dort 
aber kann sich Jemand in unberechtigter Weise an das fremde 
Telephon setzen und den Verkehr in bedenkhcher Weise ver- 
wirren oder trüben. Lässt sich nun etwa der Satz aufstellen, dass 
die gutgläubigen Dritten einen allfälligen Schaden auf diejenigen 
Personen abwälzen können, welche durch dite Benützung der 
betreffenden Nummer der Abonnementsliste, signalisirt sind? Soll 
der Besitzer eines Telephons, der allein im Stande ist, gewisse 
Aufträge in der vorliegenden Art zu ertheilen, sich hinter die Be- 
hauptung verschanzen, dass er sie nicht gegeben habe, sondern 
ein Dritter, der sich in das Local eingeschlichen habe? Oder soll 
der Besitzer eines Telephons sagen dürfen, es habe ein Anderer 
mit seinem Telephon einen Scherz getrieben? 



8») Unger in den ,Dogm. Jahrb. % N. F., XVIII., S. 382 und 383. 
Vgl. auch Unger in Giünhut's Z., XIIL, 728 und jetzt auch die Entscheidung 
des deutschen Reichsgerichtes, Civils. XXVIII., S. 16 — 24 



J 
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Von einer Generalisirung der im Telegraphen rechte geltenden 
Grundsätze und deren Anwendung auf die Telephonie kann meiner 
Ansicht nach keine Rede sein. Es ist nicht mögUch, etwa nach dem 
Gesichtspunkte einer Klage aus Art. 1318 des österr. bürgerl. 
G. B. (actio de effusis et dejectis) eine Haftpflicht aus dem 
telephonischen Verkehr für den Betrug Dritter oder für ver- 
leumderische oder schädigende Mittheilungen herzuleiten. 

Damit will ich nicht sagen, dass sich überhaupt keine That- 
umstände denken lassen, welche den Inhaber eines Abonnements- 
Telephons zum Schadenersatze verpflichten. Ich meine nur betonen 
zu dürfen : 

1. Es ist nicht möglich, im Allgemeinen eine Norm zu 
fixiren, dass die Correspondenten bei einem Abonnements-Telephon 
eine Garantie dafür übernehmen, dass nur der Berechtigte persön- 
lich oder seine legitimen Stellvertreter telephonisch correspondiren. 

2. Noch weniger ist ein Satz dahin gehend möglich, dass 
die Telephon-Correspondenten für einen sachlichen Missbrauch in 
der Benützung des Telephons aufkommen. 

Die Schwäche der Telephonie und die Unsicherheit in der 
Beweisführung telephonischer Geschäfte schafft auch eine Unsicherheit 
des Telephonrechts, solange der Phonograph nicht controlirend 
und ergänzend zu Hülfe kommt, wie schon beiläufig gesagt wurde. 



IV. 



Was die für den Bau und die Errichtung der Telegraphen 
und Telephon-Anstalten nöthigen Eingriffe in das Eigenthum von 
Privaten, Gemeinden, Gorporationen u. s. w. anbetrifft, so ent- 
standen hier in Folge der Telephonie sehr wichtige Frs^en, nament- 
lich deswegen, weil die letztere Erfindung viel anspruchsvoller ist 
als die Telegraphie. 

Die Technik der Telephonie bringt es mit sich, dass folgende 
Haupteinrichtungen getroffen werden müssen : 

1. Das Ziehen der Leitungsdrähte über dem Terrain, be- 
ziehungsweise über den Dächern und unter dem Terrain, sowie die 
Einfuhrung der Drähte in die Häuser. 

2. Die Erstellung von Telephonstangen oder Isolatoren trägem 
auf dem Terrain. 

3. Die Errichtung von Stützpunkten oder Isolatorenträgern 
auf den Dächern. 

4. Die Errichtung von Telephonstationen. 

Alle diese Eingriffe gaben der praktischen Jurisprudenz Ge- 
legenheit, die sociale Bedeutung des Eigenthums scharf zu betonen, 
— auch hier zeigt sich wieder, welch' interessante Reflexwirkungen 
neue Erfindungen auf die Rechtswissenschaft ausüben. ®2) Das grosse 
Netz von Telephondrähten, das über die Häuser gelegt wird, oder 
die Kabelleitungen, die der Erde anvertraut werden,®*) warfen die 



«2) Der Phonograph wird im Staats- und Rechtsleben ebenfalls in 
praktischer Weise verwerthet werden können. 

83) Die grösseren Städte werden allerdings genöthigt sein, Kabel zu 
legen. Vgl. Kareis in der »Zeitschrift für Elektrotechnik*, IIL, S. 742, und 
Mayer & Preece, »Das Telephon*, S. 104-5. 
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juristische Frage wieder auf, ob das Grundeigenthum wirklich bis 
zum Himmel (zu den Sternen) emporsteige und in directer Linie 
von der Oberfläche zum Gentrum der Erde gehe. Die Theorie und 
Gesetzgebung haben diesen Satz vertheidigt: er ist Rechtens in 
Frankreich, England, in Oesterreich und der Schweiz, ®*) — er gilt 
auch nach dem gemeinen Rechte. Allein das Telephonrecht setzt 
dieser Auffassung einen heilsamen Dämpfer auf, — das kommende 
Recht der Luftschiff fahrt wird das Uebrige besorgen; denn wenn 
einmal regelmässige Züge der Luftschifffahrt eingerichtet sind, muss 
der Werth jenes juristischen Märchens erst recht schwinden. Die 
Telephonie zeigt mit anderen Worten, dass das Eigentbum in die 
Höhe und in die Tiefe vernünftigerweise nicht weiter reichen kann, 
als das praktische Bedürfnis, das dadurch befriedigt werden soll. 86) 
Schon die Römer hätten sicherlich gegenüber den Bedürfnissen der 
Telephonie die Eigenthumsrechle entsprechend modificirt: so gut 
sie zu Gunsten des Weinbaues die strenge Logik des Eigen- 
thums beugten, so gut hätten sie die Benützung des Luftraumes 
für Drahtleitungen und der Üntererde gerechtfertigt, wenn dadurch 
die vernünftigen Interessen des Eigenthums nicht verletzt werden. 
Soweit aber ein Schaden wirklich entsteht, muss er ersetzt werden. 
Auf diesem Boden stehen denn auch die bisher erlassenen Gesetze : 

1. Art. 4 des belgischen Gesetzes vom 11. Juni 1888: ®^) 

Les proprietaires et oceupants sont tenus de tolerer au-dessus de 
leurs bätiments ou terrains les fils des lignes t^lephoniques regies par la 
presente loi, mais sans attache ni contact. Le gouvernement determine 



84) Vgl. die Detailausführungen in meinem »Telephonrecht«, S. 88 
bis 92. 

85) Vgl. Ihering in seinen Jahrbüchern, VI., S. 85 und 95, Ihering, 
»Der Besitzwille*, S. 515, Note 1, und Gierke, »Die sociale Aufgabe des 
Privatrechts*, S. 21 und 22, Randa, »Das Eigenthumsrecht«, I., S. 4. Der 
letztere Schriftsteller opponirt freilich gegen die Formel von Ihering. Vgl. 
Seite 14, 49. Das Beweismaterial, welches die Telephonie an die Hand 
gibt, um der abstracten und schrankenlosen Eigenthums theorie entgegen- 
zutreten, wird vervollständigt durch die Bedürfnisse der unterirdischen 
Bahnen und speciell der städtischen Untergrundbahnen. Vgl. den Vortrag 
von Kolle, >Der Entwurf der allgemeinen Elektricitäts-Gesellscliaft für 
eine elektrische Untergrundbahn in Berlin« (1892, Sonderabdruck aus 
Glaser's »Annalen für Gewerbe und Bauwesen«). 

86) Vgl. mein > Telephonrecht«, S. 810. 

8 
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les conditions auxquelles est subordonne le passage de ce fils au-dessus 
de la voirie et du domaine public. 

Les proprielaires et occupants ont droit ä une indemnite pour le 
prejudice qui peut resulter de Tapplication des precedentes dispositions. 
II est interdit d'operer aucun travail sur les propriötes privees ou sous 
ses proprietes, sans avoir obtenu, au prealable, le consentement de 
Toccupant. 

2. Das französische Gesetz von 1885:^'^) 

J. Der Staat hat das Recht, auf oder unter dem Boden der Öffent- 
lichen Strassen und Wege alle zur Construction und Unterhaltung der 
Telegraphen- und Telephonlinien nöthigen Arbeiten vorzunehmen. (Art. 2.) 

2. Der Staat hat gleicherweise das Recht, Telephonträger sowohl 
an den Mauern der Gebäude oder Fa^aden, die an die Strasse stossen, 
als auch selbst auf den Dächern und Terrassen derselben zu errichten 
unter der Bedingung, dass man von aussen dazu gelangen kann. 

Ebenso steht dem Staate das Recht zu, die Leitungen oder Be- 
festigungen auf oder unter dem Boden von nicht überbauten Grundstücken 
zu erstellen, wenn sie nicht von Mauern oder ähnlichen Einrichtungen 
eingefriedet sind. (Art. 3.) 

3. Die Erstellung der Leitungen oder Träger zieht keine Besitzes- 
entziehung nach sich. Der Eigenthümer ist durch jene Vorrichtungen 
nicht gehindert, sein Haus niederzureissen, Reparaturen vorzunehmen 
oder höher zu bauen. Auch ist er nicht gehindert, offenes und unein- 
gefriedetes Terrain nachträglich einzuschliessen. 

Dagegen muss der Eigenthümer in allen diesen Fällen die Post- 
und Telegraphen-Direction des Departements einen Monat vorher von 
seinen Absichten unterrichten. (Art. 4.) 

4. Wenn die Träger oder Verbindungen auf der äusseren Seite der 
Mauern und Fa^aden oder auf den Dächern oder Terrassen, oder auch 
auf den nicht eingefriedeten Grundstücken erstellt wurden, ist dem Eigen- 
thümer keine andere Entschädigung zu entrichten, als diejenige, 
welche den Schaden repräsentirt, der aus der Errichtung und der 
Unterhaltung der Linie entsteht. 

Der Betrag wird vom Präfecturralhe mit Recursrecht an den 
Staatsrath festgesetzt. (Art. 10.) 

6. In dem Falle, wo es nöthig sein sollte, eine formliche Besitzes- 
entsetzung für die Erstellung der Linien herbeizuführen, tritt das Ex- 
propriations^Verfahren ein. (Art. 13.) 



8') Vgl. »Journal telegraphique*, IX., S. 158. Der Wortlaut dieses 
Gesetzes ist in Goldschmidt's Z., N. F., XVII., S. 548-551 wiedergegeben. 



- 85 



8. Das ungarische Gesetz vom 8. August 1888:®^) 

§ 7. Lfts proprietaires el possesseurs d'immeubles seront Obligos 
de tolerer, sans droit ä aucune indenmite, Ja Suspension au dessus de 
leui's immeubles, par l'enlreprise et ä ses frais, des lignes telegraphiques 
et telephoniques, ou des signaux eleclriques servant ä Tusage du public- 
La hauteur k laquelle les ligues doivent etre suspendues au dessus des 
immeubles sera d^terminee special ement dans chaque cas, par le ministre 
des travaux publics et des Communications. La pose de lignes ne devra 
apporter aucune entrave ä Tutilisation des immeubles. 

Si les nouvelles constniclions ou transformations de bätiments 
necessitent un rehaussement des lignes, Tentreprise devra Teffectuer ä ses 
propres frais dans le delai de 45 jours ä partir de l'avertissement donne 
par le proprietaire ou possesseur de Pimmeuble. 

§ 8. Les proprietaires et possesseurs d'immeubles sont obliges de 
permettre aux entreprises de fixer, consolidcr et inslaller k leurs frais 
es fils telegraphiques, telephoniques ou de signaux electriques servant 
]k l'usage public, sur leurs bätiments ou sur les toits de leurs bätiments 
ou de les placer sous terre, sous la reserve que ces ouvrages n'apportent 
aucune entrave k l'utilisation complete de la propriete. Les proprietaires 
et possesseurs auront toulefois le droit d'exiger une indemnite pour les 
dommages que ces ouvrages de consohdation et d'installalion ou de 
canalisation de lignes leur causeraient, et d'exiger eventuellement un 
retablissement de Tancien etat de choses. 

En. cas de demolition, de reconstruction, de rehaussement d'un 
edifice ou de la construclion d'un iiouveau bätiment, Tenlreprise devra 
enlever ou transf^rer ä ses propres frais les lignes fix^es ou inslaliees 
sur le bätiment ou le toit du bätiment ou canalis^es sous le bätiment dans 
un deiai de 45 jours k partir de la date de Tavertissement du proprietaire 
ou possesseur de Timmeuble. 

4. Das bulgarische Gesetz vom 16./18. December 
1889: «»9) 

Art. 8. Les lignes telegraphiques et telephoniques peuvent etre 
pos^es sur les proprietes privees, et si quelques degäts sont occasionnees, 
les proprietaires seront indemnises. 

Art. 9. La pose des poteaux telegraphiques et telephoniques sur 
les proprietes privees doit etre faite de maniere k n'occasionner aucun 
degät ni empecher rexpkntation de la propriete. 

Art. 10. Les proprietaires des bätisses sur lesquelles des lignes 
teie^aphiques ou telephoniques seront posees, sont preal«blement avertis. 



88) .Journal teiegraph.% XIII., S. 133. Vgl. auch , Archiv für Post 
und Telegraphie*, 1889, S. 499. 

8») .Journal teiegr.% XIV., S. 320. 

3* 
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Lorsque le propri6laire aura ä faire quelque reparalion ou con- 
struction qui pourrait deranger ou coupor les communicalions I61egraphiques 
ou t^löphoniques, il est tenu de pr^venir 15 jours ä Tavance le chef da 
bureau le plus proche. qui doit prendre les mesures necessaires avant 
Texpiration de ce d^iai. 

5. Das schweizerische Bundesgesetz betreffend 
die Erstellung von Telegraphen- und Telephonlinien^ 
vom 26. Juni 1880: 

Art. 1. Der Bund ist berechtigt, öffentliche Plätze, Strassen, Fahr- 
und Fusswege, sowie aich öffentliche Ganäle, Flüsse, Seen und deren 
Ufer, soweit diese dem öffentlichen Gebrauche dienen, für die Erstellung 
von oberirdischen und unterirdischen Telegraphen- und Telephonlinien, 
gegen £isa!z des bei dem Bau und Unterhalt allfällig entstehenden 
Schadens, in Anspruch zu nehmen, immerhin unter Wahrang der Zwecke^ 
für welche das in Anspruch genommene öffentliche Gut bestimmt ist. 

Art. 2. In gleicher Weise ist der Bund berechtigt, auch über 
Privateigenthum Telegraphen- und Telephondrähte ohne Entschädigungs- 
Leistung zu ziehen, insofern dadurch die zweckentsprechende 
Benützung der betreffenden Grundstücke oder Gebäude 
nicht beeinträchtigt wird. 

Art. 13. Werden vom Bund für die Erstellung von Telegraphen- 
und Telephonlinien weitere als die in dem vorliegenden Gesetz bezeichneten 
Rechte in Anspruch genommen, so finden die Bestimmungen betreffend 
das Expropriations-Verfahren Anwendung. 

Diese hier vorgeführten Rechtsnormen bezeichnen sehr 
wichtigeEtappen im modernen Verkehrsrechte, 
allein es wird sich allerdings fragen, ob sich eine gleiche Behandlung 
der Sache auch in anderen Ländern empfehlen lasse. 

Auch die Erstellung von Telephonstangen auf den Dächern 
und die Errichtung von Stützpunkten gab die Gelegenheit zu einer 
Revision der Rechte der Grundeigenthümer, und ich habe gerade 
über diese Fragen einen praktischen Cursus durchgemacht. Als 
Vertreter verschiedener flauseigenthümer in Zürich plaidirte ich 
wiederholt auf den Dächern, — auf einem auch für Advocaten 
etwas aussergewöhnlichen Standorte. Die Hauseigenthümer gestatteten 
die Aufrichtung von Telephongerüsten nicht ohne die Zusicherung 
einer pekuniären Entschädigung und so wurde das Expropriations- 
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Verfahren eingeleitet.^^) Diese Prozedur wurde durch eine Anzeige 

begonnen, die folgendermassen lautete : 

Das eidgenössische Post- und Eisenbahndeparlement (Telegraphen- 
-abtheilung) will auf dem Expropriationswege das Recht zur Aufstellung 
-eines Telephonträgers auf der Liegenschaft X. und das Z u- 
gangsrecht zu demselben auf unbestimmte Zeit und gegen eine 
jährliche Entschädigung erwerben. 

In anderen Fällen wurde ein Zugangsrecht nicht verlangt, in 
einem anderen blos das Recht, Drähte über den Luftraum eines 
Hauses zu ziehen. 

Dies war das ganze faktische Material, welches den Grund- 
eigenthümern vorlag und auf Grund dessen sie ihre Ansprüche 
formuliren mussten. Die Grundeigenthümer wurden vollständig im 
Unklaren darüber gelassen: 

1. welche Rechte eigentlich der Bund ervrerben wolle, speciell, 
ob es sich um die Einräumung von Servituten oder blos von obli- 
:gatorischen Rechten handelte; 

2. was der Bund unter dem Zugangsrechte verstand und in 
welcher Weise es ausgeübt zu werden verlangt sei; 

3. was unter der unbestimmten Zeit zu verstehen sei ; 

4. welche jähriiche Entschädigung offerirt werde; 
Angesichts dieser Unsicherheit wurden zum Theil sehr hohe 

Entschädigungen verlangt.^^) Die eidgenössische Schätzungs-Commission 
•entschied, dass die Expropriaten nicht verpflichtet seien, jährliche 
Entschädigungen anzunehmen, allein die bundesgerichtliche Commission 
war anderer Ansicht ; sie erklärte Rentenzahlungen für 
zulässig. Die Schätzungs-Commission hielt zwei Elemente für die 
Schadensfaktoren für entscheidend: 

L Die Schädigung durch die Telephonanstalten hinsichlich 
des Verkehrswerthes der Liegenschaft; 

2. Die durch die Zahl der Telephondi älite bedingte Aus- 
dehnung des eingeräumten Rechtes. Dabei wurde von der Schätzungs- 
Commission folgender Schaden herausgerechnet: 



»'^)Rotheix hat diesen Mangel an Rechts-Idealismus allerdings beklagt 
(»Journal telegr.*, XII., S. 217): ,La tolerance des chevalets devient une 
vertu de plus en plus rare chez les proprietaires des maisons*. Vgl. auch 
die Klage im ,Bundesblatt% 18S9, IL, S. 283. 

*i) Dies gab Anlass zu Klageliedern des Bundes. Vgl. »Journal 
tölegr.S X., S. 240, XL. S. 180, und XII., S. 245 am Ende. 
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a) IV2 Procent des Verkehrswerthes des Hauses, wenn kein 
Wegrecht über die Treppe des ganzen Hauses, sondern nur die 
Aufstellung eines Telephon trägers und die damit verbundene Be- 
nützung des Daches eingeräumt wurde. 

b) Zwei Procent des Verkehrswerthes, wenn neben der Auf- 
stellung und Duldung des Telephonträgers noch ein Wegrecht über 
die ganze Treppe eingeräumt wurde. 

c) Daneben eine Entschädigung von 20 Francs per Draht. 
Das von der bundesgerichtlichen Commission zugezogene 

Experten-Collegium reducirte diese Berechnungen in folgender Weise : 

1. Für die Aufstellung und Duldung eines Telephonträgers 
auf dem Dache in Verbindung mit einem Treppenwegrechte wurde 
ein jährlicher Zins von fünf Procent verrechnet von 

a) 1 7a Procent des Verkehrswerthes des Liegenschaft ; 

/') 20 Francs per Draht 
als sachgemäss angegeben. In einzelnen Fällen wurde die 
Verringerung des Verkehrswerthes auf zwei P^ocent bestimmt, nämlich 
da, wo die Belastung für das Haus und die Zahl der Drähte 
gross war. 

2. Für die Aufstellung und Duldung eines Telephonträgers 
ohne ein Treppenwegrecht wurde ein Zins von fünf Procent ge- 
rechnet von 

a) ein Procent des Verkehrswerthes und 

b) 20 Francs per Draht 
als genügend erklärt. 

3. Für die blosse Duldung der Telephondrähte über dem 
Lufträume in einer Distanz von 2,30 Metern bis 3,05 Metern über 
der Zinne in Verbindung mit einem exceptionellen Tretrechte wurde 
als angemessen bezeichnet der jährliche Zins von fünf Procent, be- 
rechnet von einem Viertel Procent des Verkehrswerthes, und fünf Francs 
per Draht. 

üeberdies hat das bundesgerichtliche Experten-Collegium kleinere 
Entschädigungen für das Montiren eines neuen Trägers für begründet 
erklärt, ferner für nöthige Verstärkungsarbeiten eines allzu schwachen 
Daches eine Summe gutgeheissen (950 Francs), sowie die dabei 
entstehende Belästigung und die dauernden Nachtheile (300 Francs). 
In letzterer Hinsicht hat denn auch der bundesgerichtliche »Urtheils- 
antrag* mit Recht bemerkt, es könne dem Expropriaten unmöglich 
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zugemuthet werden, abzuwarten, »ob ihm das Dach über dem Kopfe 
zusammenbreche*. In einzelnen Fällen wurde von der bundes- 
gerichtlichen Gommission noch speciell ausgesprochen, dass die Ver- 
ankerungen kunstgerecht befestigt und die betreffenden Stellen gegen 
das Eindringen von Schnee und Regen gehörig geschützt sein müssen. 

Auf Grund dieser Erörterungen wurden jährliche Entschädi- 
gungen (telephonrechtliche Renten) zu Gunsten der Expropriaten gut- 
geheissen. Dabei wurde noch hinzugefügt, es sei beiden Parteien 
das Recht vorbehalten, nach Ablauf von fünf Jahren auf eine 
neue Schätzung anzutragen. 

Dieser »Urtheilsanfrag* der bundesgerichtlichen Gommission 
wurde von beiden Parteien acceptirt und er beschritt die Rechtskraft, 
so dass das gesammte Bundesgericht nicht zu entscheiden hatte !^) 

Diese Vorgänge liefern den casuistischen Beweis dafür, wie 
die Gerichte ohne Gesetzgebung rechtsbildend wirken können^^^ — 
ich habe sie im Detail separat geschildert^*). 



»2) »Journal telegr.«, XIL, S. 188 und 245. 

93) Bülow, > Gesetz und Richteramt«, S. 31, G. Rümelin, »Werthurtheile 
und Willens-Entscheidungen im Civilrechte« (1891), S. 5 und »Hilliard 
American law«, L, (1877), S. 6. 

9*) Vgl. meine Broschüre : >Die Anwendung cies Expropriationsrechtes 
auf die Telephonie* (Basel 1888). Vgl. dort die über die neuen Servituts- 
verhältnisse des Telephonrechtes gemachten Ausführungen, S. <40 ff. 



* .% 



V. 

>L/u bekommst kein Telephon': so sagte vor zehn Jahren 
die Züricher Privatgea.ellschaft zu einem Gnindeigenthümer, mit 
dem sie sich über die Höhe der Entschädigung für die Benützung 
des Daches zu Telephon zwecken nicht einigen konnte. Der Eigen- 
thümer hatte deswegen die Beseitigung der über sein Dach hin 
gezogenen Drähte verlangt. Dies geschah, allein sofort verbot die 
Telephongesellschaft der Ceniralstalion, den betreffenden Privalen 
weiter telephonisch zu bedienen. Der Grün de igen! hü mer wandle 
sich an mein Advocafur-Bureau, und dieser praktische Fall war es, 
der mich zuerst dem Telephonrechle näher brachte. **) Der Haus- 
eigenthömer verpflichtete sich, den Abonnements betrag zu bezahlen. 
Die Gesellschaft ging darauf nicht ein: ,Du bekommst kein Tele- 
phon*. Und richtig, sie liesa das Telephon auch noch wegnehmen. 
Ich wandle mich an den Sladtralh Zürich und verlangte Abhilfe 
auf administrativem Wege. Die Telephon gesell sc haft erwiderte auf die 
Beschwerde, .sie bestreite, dass irgend Jemand ein Recht habe zu 
reclamiren, wenn sie sieb weigere, ein Telephon zu erstellen, oder 
dass sie sich darüber zu verantworten habe*. Der Sladtrath Zürich 
nahm diese stolze und ungenirte Antwort einfach entgegen und 
beschloss, er sei nicht compelent. Daraufhin arbeitete ich einen 
Recurs an den schweizerischen Bundesrath aus, allein die Parteien 
einigten sich dann gütlich und es kam zu keinen weiteren Ent- 
scheidungen. 

Dieser Fall aus dem praktischen Leben war nur ein concretes 
Bild einer tiefer liegenden Recbtsfr^e, die man kurz dahin fassen 



"') Vgl. mein .Telephonrecht*, S. 1Ö2-173. 
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kann: hat Jedermann das Recht, öffentliche Verkehrs-Anstalten 
(Eisenbahnen, Tramways, Posten, Dampfschiffe, Telegraphen, Tele- 
phone etc.) zu benützen und besteht also, wie ich kurz zu sagen 
pflege, ein GontrahirungszwangV Es ist auffallend zu constatiren, 
wie wenig die doctrinelle Jurisprudenz zur Lösung dieser Frage 
des täglichen Verkehrs beigetragen hat. Zwar kehrt der Satz immer 
wieder, dass die Verkehrsinstitute der Eisenbahnen und Posten ver- 
pflichtet seien, Verträge abzuschliessen, •*) allein wenn die Grund- 
lage dieser Ausführung, das positive Gesetz, fehlt, gebricht es auch 
an einer inneren Begründung für die Ausdehnung auf neue Com- 
municationsmittel, ja selbst der grosse Dogmatiker Thöl wusste 
nichts Anderes zu sagen, als dass man bei jener Verpflichtung der 
Eisenbahnen glauben könnte, sie befänden sich mit dem ganzen 
Publikum in einem Vorvertrage. ®'^) In der That berief sich denn 
auch die züricherische Telephongesellschaft auf die Thatsache, dass 
ein Zwang im positiven schweizerischen Telegraphen-, Post- und 
Eisenbahnrechte enthalten sei, nicht aber gegenüber den Telephon- 
gesellschaften bestehe. 

Allein diese Argumentation ging fehl. Wenn diese Ansicht 
richtig wäre, würde es überhaupt an der Möglichkeit gebrechen, 
neue Verkehrsinstitute rechtlich zu würdigen : deficit lex deficit 
jus! Davon kann keine Rede sein. Der Gontrahirungszwang hat 
seine Quelle in der Nothwendigkeit, allgemeine Verkehrsbedürf- 
nisse zu befriedigen: er besteht mit und ohne Gesetz, weil 
hier Verkehrsanstalten in Frage liegen, welche eine öffentliche 
Zweckbestimmung haben. Das öffentliche Recht ist es, welches 
auch die Telephonanstalten zur Begründung von Vertragsverhält- 
nissen zwingt. ^®) 

Nun ist es allerdings richtig, dass es als rationell erscheint, 
den Gontrahirungszwang auch in der Telephonie ausdrücklich zu 
statuiren, — die heutige Gesetzgebung ist so fruchtbar, dass die 
Identificirung von Recht und Gesetz weite Kreise ergriffen hat. 



ö6) Vgl. z. B.auch v. Stengel, »Lehrbuch des Verwallungsrechts*, § 97. 

»7) Thöl, »Handelsrecht*, IIL, S. 152. Die Construction ist zweifellos 

unhaltbar. Vgl. auch Ihering in seinen Jahrbüchern, XXIII , 272, Note 2. 

^8) Praktisch ist dies auch in Nordamerika anerkannt worden. Vgl. 

»Journal de dr. i. pr.*, XII., S. 683. Die Gerichte stützen sich dort darauf, 

dass die Telephongesellschaften Common carriers of news seien. 
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Die geschilderte Opposition war freilich umso auffallender, 
als die Telegraphengesetze den Contrahirungszwang mit grosser 
Bestimmtheit statuiren, ^^) und hier wird eben die Thatsache be- 
deutungsvoll, dass die Telephonie als eine Spielart der Telegraph ie 
angesehen werden kann. Im schweizerischen Gesetze, betreffend 
das Telephonwesen (Art. 3), ist der Contrahirungszwang der Tele- 
phonanstalten ausdrücklich sanctionirt und ebenso im bulgarischen 
Gesetze, i^o) 

Freilich ist es auch erforderlich, dem Staate für ganz ex- 
ceptionelle Fälle das Recht zu sichern, den Contrahirungszwang 
zu sisliren : ^°^) 

1. wenn öffentlich-rechtliche Gründe vorliegen, — nach Analogie 
der Telegraphen-Ordnungen ; 

2. wenn Jemand die Telephon-Correspondenz zu Injurien 
gegenüber anderen Personen oder den Telephonbeamten benützen 
würde ; ^^^) 

8. wenn eine Verbindung mit gewissen öffentlichen Häusern 
hergestellt werden wollte. 



«»j Vgl. mein »Telephonrecht*, S. 156 und 157. 

^^^) Das bulgarische Post- und Telegraphengeselz von 1889 (»Journal 
telegr.*, XIV., S. 320) Art. 114. 

*oi) Ccsare Norsa hatte (1885) einen Gesetzentwurf ausgearbeitet 
und diese Frage in Art. 10 erörtert. 

102) Vgl. auch Art. 19 des Schweiz. Ges., betr. das Telephonwesen. 

Wenn die Bedürfnisse des Verkehrs die Umgestaltung eines 
Netzes oder einzelner Verbindungen nothwendig machen, ist die Ver- 
waltung jederzeit berechtigt, bestehende Verträge auf monatliche Vor- 
anzeige hin zu künden. 

Die Verwaltung ist befugt, eine Station ohne Entscbädrgung jeder- 
zeit aufzuheben, wenn der Inhaber einer Aufforderung zur Bezahlung 
schuldiger Gebühren nicht inner Monatsfrist Folge leistet, und ebenso, 
wenn derselbe, ungeachtet erfolgter Verwarnung, das Telephon zu Be- 
leidigungen von Telephon-Angestellten missbraucht oder missbrauchen 
lässt. Die Aufhebung erfolgt in letzterem Fall nach stattgehabter amt- 
licher Untersuchung durch das Post- und Eisenbahn-Departement. 
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VI. 

Ist eine telegraphische Depesche eine Urkunde, oder ist sie ein 
Indiz oder ein blosses Augenscheins-Object ? 

Die Frage scheint ausserordentlich einfach, allein sie ist ein 
Zankapfel der Jurisprudenz geworden, und da ich mich vor wenigen 
Jahren in einem praktischen Falle, in welchem es sich um acht 
Monate Gefängnis oder Freisprechung handelte, an diesem Kampfe 
betheiligt habe, will ich darüber auch hier einige Ausführungen 
machen ^^^). 

I. In der juristischen Literatur besteht durch- 
aus keine Einigung darüber, dass eine telegraphische 
Depesche, welche der Adressat erhält, überhaupt 
eine Urkunde sei. 

Serafini^^^) führte s. Z. ans, dass in der telegraphischen 
Depesche keine Urkunde gefunden werden könne, sondern blos 
eine Niederschrift des Telegraphen-Beamten über diejenigen tele- 
graphischen Zeichen , welche demselben von einer Station zu- 
gegangen seien. 

Damit stimmt auch Binding, indem er erklärt: ^^Die tele- 
graphische Depesche ist keine Urkunde, sondern höchstens ein 
Indiz.* 105) 



los) Yg], die interessanten und zusammenfassenden Erörterungen bei 
G. Maas: ,Der Vertragsschluss auf elektrischem Wege* (1889), S, 23— 3J9. 

»0*) Serafini, 11 telegrafo, S. 90 und 102: Altro non essere il tel^ 
gramma che una testimonianza non giurata su quanto Timpiegato presso 
la stazione d^arrivo asserisce avergli trasmesso un altro telegrafista. 

i«5j Binding, Nonnen I. S. 110 und Note 194. An letzterer Stelle 
führt dieser Schriftsteller aus: , Urkunde sei ein beweiskräftiges Beweis- 
stück, durch welches ein Aussteller bezeugt das eigene Wissen von 
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Dambach sprach sich ebenfalls mit Entschiedenheit dafür 

aus, dass eine Urkundenfälschung nur dann vorhege, j^wenn das 

Original der Depesche, d. h. diejenige Niederschrift, welche der 

Telegraphen-Station zur Abtelegraphirung übergeben wird, fälschlich 

angefertigt oder verfälscht worden isf*. Ferner betont Dambach im 

unmittelbaren Anschlüsse an diese Stelle: ^°^) 

Dagegen kann eine Urkundenfälschung darin nicht gefunden werden, 
wenn die s. g. Depeschen-Ausfertigung, d. h. die dem Empfänger der 
Depesche zugestellte Niederschrift gefälscht wird. Denn diese Ausferti- 
gung der Depesche ist niemals eine , Urkunde* ; sie ist nicht einmal 
»eine Abschrift der Urkunde*, sondern sie ist, wie Serafini treffend aus- 
führt, nur eine einfache Niederschrift des Telegraphen-Beamten über die- 
jenigen Telegraphenzeichen, welche ihm von einer anderen Telegraphen- 
Station zugegangen sind. 

Noch wichtiger ist es, dass auch das deutsche Reichsgericht 
und andere deutsche Gerichtshöfe einer Depesche die Urkunden- 
Qualität aberkannten. 

1 . Im Jahre 1 873 erkannte der Cassationshof für 
Bayern auf Freisprechung unter folgenden Erwägungen : i^*^) 

Es könne zwar nicht bezweifelt werden, dass das Original einer 
dem Telegraphenamte zur Beförderung übergebenen Depesche, sofern der 
Inhalt die vom Gesetze in § 267 verlangte Beweiserheblichkeit besitze, 
als Privaturkunde im Sinne dieses und des folgenden Gesetzes-Para- 
graphen sich darstelle, und dass demzufolge auch die hier in Frage 
stehende Original-Depesche als Privaturkunde mit Recht betrachtet worden 
sei; allein ein derartiger Gebrauch der Original-De- 
pesche, wie das Gesetz denselben erfordere, liege 
nicht vor. 

Nur derjenige Gebrauch einer gefälschten Ur- 
kunde nämlich, welcher dem zu Täuschenden gegen- 
über und zu dem Zwecke statt fi nd e, um in diesem 
hinsichtlich des Inhalts des Falsificates eine Täu- 
schung zu erregen, könne als ein betrüglicher Ge- 



der Wahrheit des rechtlich bedeutsamen Schriftinhalts*. • Dab^i wird be- 
tont, man müsse so definiren, wenn man die Urkunde- nicht zusammen- 
iliessen lassen wolle mit allen möglichen geschriebenen Zetteln, von denen 
kein einziger nicht unter Umständen grossen Beweiswerth erlangen kann. 
Binding hält seine Ansicht in der zweiten AufJage der Normen I S. 206 
und 207 und Note 4 fest. 

»06) Dambach: »DasTelegraphenslrafrecht*, 1872 (Separatabzug), S. 52. 

»07) Vgl. Scherer: ,Im Gerichtssaal 1876*. Bd. XXVIH. S. 607 und 608. 
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brauch im Sinne des § 267 in Betracht kommen ; denn erst bei einem 
solchen Gebrauche mache sich das Fälschungswerk seinem Zweck 
und Inhalt gemäss nach aussen geltend. 

Allein an dem Telegraphen-Beamten, welchem X. die ge- 
fälschte Urkunde zur Beförderung übergeben habe, sei offenbar eine Täu- 
schung vorstehender Art weder beabsichtigt noch verübt; denn weder war 
diese Amtsperson selbst durch den Inhalt der Depesche in vermögens- 
rechtlicher Beziehung berührt, noch auch sollte dieselbe hierdurch be- 
stimmt werden, hinsichtlich des rechtlichen Interesses eines Andern 
eigene Entschliessung zu treffen. Ihr wurde nichts angesonnen, als die 
Depesche wortgetreu an ihre Adresse gelangen zu lassen ; diejenige Person, 
an welcher vorliegenden Falls eine Täuschung im erörterten Sinne be- 
absichtigt wurde, war daher zweifellos der Gerichtsvollzieher ^^). Diesem 
gegenüber aber, dem die Original-Depesche nicht 
zu Gesicht gekommen, kann nur die rechtliche 
Natur des ihm durch dasTelegraphenamt zugestell- 
ten Telegrammes, der telegraphisch vermittelten C o p i e der 
Original-Depesche, in Betracht kommen ; denn diese war es, 
welche bestimmt war, auf sein Handeln Einfluss 
zu üben. 

2. Am 15. Mai 1880 hat das deutsche Reichsgericht 
ein condemnirendes Urtheil de? Landgerichtes Weimar vom 2. Fe- 
bruar 1880 aufgehoben und gemäss dem Antrage der Staats- 
anwaltschaft die Angeklagten freigesprochen. ^^ö) 

Die Urkunden-Qualität wurde nach diesem Entscheide zwar in 
der schriftlichen Aufzeichnung des Absenders gefunden, aber betont, 
dass diese dem Adressaten nicht zu Gesicht kam : die auf- 
gegebene Urkunde enthalte das, was der Absender dem Empfänger 
der Depesche habe sagen wollen, diese dagegen, was er ihm ge- 
sagt habe.^^<^) 

Es ist nun freilich wahr, dass die Richtigkeit dieser ganzen 
Theorie, welche ihre Quelle in der Schrift von Serafini hat, ener- 
gisch angefochten wurde und zwar zunächst von Scherer ^^i), indem 



1*^8) In diesem Falle hatte der gepfändete Schuldner X. eine Depesche 
an den Gerichtsvollzieher aufgegeben, wonach sein Gläubiger W. an- 
geblich die Execution sistirte. 

*«9) Vgl. Ortloff in Goltdammer's »Archiv für Strafrecht«, XXYIII., 
S. 197—199. 

1^0) Vergl. Ortloff in Goltdammer's Archiv a. a. 0., Seite 196. Ueber 
diese Deduktion, die auch sonst noch vertreten wurde, referirt ferner 
Scherer im Gerichtssaal a. a. 0. Seite 604 und 605. 

iii) Scherer a. a. 0. Seite 601—617. 
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dieser Schriftsteller den Absender einer Depesche ^^ logisch und 
juristisch* als den Urheber und geistigen Vater seines Telegrammes 
bezeichnete. Die sogenannte Original-Depesche wird als ganz 
irrelevant hingestellt : ^sie ist einfach ein Entwurf der ab- 
zusendenden Depesche*. Auch Heusler theilt die Ansicht von 
Scherer insofern, als er ebenfalls der Depesche die Urkunden- 
Qualität beilegt. 112) 

Femer ist es richtig, dass das deutsche Reichsgericht am 
6. März 1883 die frühere Praxis geändert hat.ii») Das 
Gericht betont nunmehr, dass die Depeschen-Ausfertigung als directe 
schriftliche Willensäusserung des Absenders und dieser als Aus- 
steller der Ankunfts-Depesche angesehen werden müsse. Der Tele- 
graph wird jetzt vom Reichsgericht als eine Art Schreib- 
maschine des Absenders aufgefasst, und John führt aus, 
dass das Telegraphiren nichts Anderes sei als mit den Ghiffern, 
die durch den ^ Fernschreib- Apparat* geboten seien, in die Ferne 
schreiben.il*) 

Welche dieser Ansichten ist richtig? Zweifel- 
los lassen sich für beide sehr gute Gründe ins Feld führen. ^i5) 

Gegen die neuere Judicatur des deutschen Reichsgerichtes 
lässt sich sagen, dass das Wesen der Telegraphie in einer selb- 
ständigen Reproduction der Mittheilung des Absenders bestehe. In 
der That opponirt denn auch v. Liszt mit Entschiedenheit gegen 



"2) Heusler im »Civilistischen Archive, LXIL, Seite 286, Note 18, 
und Seite 288, Note 19. 

»»8) Reichsgerichtliche Entscheidungen, Strafsachen, VIII., S. 92—101. 
Vgl. auch Reichsoberhandelsgericht, XXL, S. 351 und Reichsger. Civils., 

"*) John, »Strafprocessordnung för das Deutsche Reich*, 188^, L, 
S. 513: ,Der Schreiber des Telegramms braucht einen Chiffreur und der 
Adressat einen Dechiffreur. Diese finden sie in den betreffenden Beamten 
der Aufgabe- und der Bestimmungsstation.* 

•^^^) Dies erkennt auch M. Hacbenburg, »Das französisch-badische 
Recht und der Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuches«, I., S. 79 u. 80 
an. Das schweizerische Obl.-R. (^rt. 12) geht davon aus, dass das Auf- 
gabe-Telegramm das Original sei. Dies ist auch die Ansicht von Gengier, 
»Deutsches Privatrecht*, 4. Aufl., S. 386. 
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jenes Urtheil.^^^) Er hält durchaus daran fest, dass durch die Auf- 
gabe-Depesche der Telegraphenbeamte nicht getäuscht werde und 
dass der Adressat in der Ankunfts-Depesche keine Urkunde erhalte. 

Ich persönlich stehe noch auf demselben Standpunkte, den 
ich schon vor 20 Jahren ausgeführt habe.'^'^) Die Depesche ist meiner 
Ansicht nach eine Urkunde, aber mit einer exacteren Begrenzung, 
von der ich nachher genauer sprechen werde. Sie ist — so definirte 
ich damals •• — die schriftliche Darstellung desjenigen Opus, zu dem 
sich die Telegraphenverwaltung contractlich verpflichtet hat. Ich 
werde sofort ausführen, wie dies — praktisch angesehen — ver- 
standen werden muss. 

II. Es lässt sich die Ansicht vertreten, dass nur 
der eigentliche Text einer Depesche als Urkunde be- 
zeichnet werden könne und dass diese Qualität 
instructionellen Bemerkungen (im Vordrucke) nicht 
zukomme. 

Die juristische Literatur hat bis anhin die telegraphische 
Depesche als Ganzes ins Auge gefasst, sei es, dass es sich um die 
Aufgabs- oder Ankunfts-Depesche gehandelt habe. ^^®) 

Ich finde einzig bei Riedel einen neuen Gesichtspunkt belont, 
welcher bei den Depeschen von ausserordentlich praktischer Be- 
deutung ist.i^^) Hier wird zutreffend ausgeführt, dass man bei den 
ö. Urkunden ausscheiden müsse instruclionelle Anordnungen, die 
sich auf interne Verhältnisse der Behörden beziehen. Es handelt 
sich darum, jenen richtigen Gedanken weiter und schärfer auszu- 
führen und selbständig zu verwerthen. 

1. Die sämmtlichen, im sogenannten »Vordruck* der Depeschen, 
auf der Seite oder unten angebrachten Angaben über die Ordnungs- 



'*«) v. Liszt, >Lehibuch des deutschen Strafrechtes«, 3. Aufl., 1888, 
S. 506 u. Note 2 und S. ö07. Eine Ausnahme gibt dieser Schriftsteller 
nur für den Fall zu, dass 4er Aufgeber der Depesche zum Nachweise 
der Echtheit seiner Unterschrift angehalten wurde oder dieselbe freiwillig 
erbracht hat. 

"') Mein »Telegraphenrecht«, 2. Aufl., S. W. Ich erweise auch auf 
S. 65 f., ferner mein »Telephonrecht«, S. 270-272 und § Ö2, Satz 2 des 
deutschen Civilgesetz-Entwurfes und Motive, L, S. 185. 

**8) Vgl. auch H. Meyer, »Deutsches Slrafrecht«, 4. Aufl., S. 932. 

**«! »Riedel hn Gerichts»a«l*, XXXIX., S, 161—202, specieli S. 178, 
IM und 190, Note 1. 
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nummern, die Zeit der Aufgabe und Ankunft und weitere Notizen 
(z. B. über umgehende Antwort, die Zahl der Worte u. s. w.) 
sind juristisch als interne geschäftliche Bemerkungen der Ver- 
waltungen zu bezeichnen. 

Die Telegraphen-Verwallungen machen bei Ausübung des Ge- 
werbes verschiedene Constatirungen (die ich eben angegeben habe), 
welche von denjenigen Willenserklärungen zu trennen sind, die das 
Wesen, ich möchte sagen den geschäftUchen Beruf der Verwaltungen 
darstellen. Diese Bemerkungen sind von reglementarischer Natur und 
werden wesentlich im Interesse der Controle ausgeführt. Nicht der 
Absender als solcher ist es, der die Schreibmaschine des Telegraphen 
zu der Telegraphirung dieser Dinge veranlasst, sondern die Ver- 
waltung ordnet sie an. 

a) Der Absender bezahlt die betreffenden Gontrolnotizen, die 
telegraphirt werden, nicht. 

h) Der Absender einer Depesche hat kein Recht, jene Bemerkungen 
auszufüllen, — wie soll er z. B. die Ordnungsnummern des 
Bureaus kennen? 

Freilich mag die Telegraphen-Verwaltung nichts dagegen 
erinnern, wenn der Absender z. B. die Zahl der Worte hin- 
schreibt oder die Zeit der Aufgabe notirt. Allein sie wird 
alle diese Dinge selbständig prüfen und die betreffenden 
Angaben ex officio selbst gegen den Willen des Aufgebers 
corrigiren. 

Sicherlich hat der Aufgeber auch nicht das Recht, das 
Datum beliebig in den Vordruck zu setzen, — er könnte, 
privatrechüich angesehen, als Aufgabelag den 1. Januar 1889 
bezeichnen, während der Kalender den 28. Februar 1889 
aufweist. Dadurch würde die Controle getäuscht. Der Tele- 
graphen-Angestellte wird sich deswegen weigern, dieses Datum 

zu telegraphiren, weil es sich um eine interne Frage 
handelt.120) 

c) Das Datum der Aufgabe und Ankunft in der Depesche ist 
speciell für die Verwaltung angegeben. Dies folgt aus dem 



^'^^) Allerdings kann ich im Texte ein Datum telegraphiren lassen. 
Ich gebe z. B. am 1. Februar 1889 folgende Depesche ab: Herrn X., Zofingen. 
1. Januar 18S9. Meili. 



5. 
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Wesen dieser Notizen. Das Publikum achtet dehn auch in 
der Regel darauf nicht. Bald werden jene Angaben ausge- 
fertigt, bald nicht. 

Jene Zeitbestimmung gibt nicht das Datum im gewöhn- 
lichen Sinne des Lebens an. Von der Ankurtft der Depesche 
bis zur llebergabe derselben an den Adressaten kann noch 
längere Zeit verstreichen. Durch die Ordnungsnotizen der 
Telegraphen*Verwaltung wird der Zeitraum abgegrenzt, inner- 
halb dessen die Schreibmaschine in ThÄligkeit gesetzt worden 
war. Diese Zeitbestimmungen geben dem Texte oder der 
Mittheilung des Absenders nicht das, was man in der Juris- 
prudenz des täglichen Lebens das Datum einer Urkunde nennt. 
Anders verhält es sich wohl mit den Bemerkuttgen auf 
der Enveloppe, in welcher die Depeschen vertragen werden : 
a) die Angabe des Datumstempels, 
ji) die Zeit der Uebergabe an den Boten. 

Dieselben können zwar auch in das gleiche Gebiet in- 
terner Notizen rangirt werden. Sie datiren insbesondere den 
Text nicht. Aber wenn eine Gonstatirung für den Adressaten 
bestimmt ist, so ist es nicht die Angabe der Aufgabezeit einer 
Depesche, sondern die Feststellung der Ankunftszeit, resp. der 
Uebergabe an den Boten. 

d) Die telegraphische Depesche kann auch ohne Benützung der 
amthchen Formulare (mit dem Vordrucke) aufgegeben werden. 

e) Jede Depesche zerfällt denn auch äusserlich in die beiden 
Theile : 

a) geschäftliche Notizen, 

ß) Text der telegraphischen Mittheilung. 

Damit ist in sichtbarer Weise geschieden, was zttr Er- 
füllung privatrechtlicher Speditionspflicht (wenn ich so sagen 
darf) gehört, und das, was unter die Gebote behördlicher 
Disciplin fällt. 121) 



»>i) Darum hatte ich mit der Definition in meinem Telegraphenrechte 
S. 64 Recht, wenn ich sagte, die Depesche sei die schriftliche Darstellung 
desjenigen Opus, zu dem sich die Telegraphen-Verwaltung contracthch 
verpflichtet hal. Die disciplinarischen Bestandtheile einer Depesche ge- 
hören nicht zu diesen vertraglichen Verpflichtungen. Darauf hat das 
Publikum kein Recht aus dem Contracte, — es erträgt diese Limitirung 

4 
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Wer die Depeschen-Formulare genau prüft, kann sich der 
Richtigkeit dieser Ausfülirung nicht verschlie^sen. 
2. Die schweizerische Telegraphenverwallung bezeichnet jene 
!Jotizen seibat als .dienstliche Angaben*. 

Nun ist ea allerdings richtig, dass jene im Interesse der 
/erwaltuQg eingeführten Controlbemerkungen unter Umständen auch 
ür das Publikum werlhvoU werden können. Allein in den FSUen, 
vo dies zutrilTt, ist diea im Grunde nicht beabsichtigt: es liegl 
lier nur eine Reflexwirkung administrativer Gontrole vor. Auch 
iie Posistempel auf den Briefen können wichtig werden, — aber 
ts leuchtet ein, daaa sie nicht des Beweises halber im Interesse 
les Publikums eingeführt wurden. Es fehlt ihnen die Zweck- 
bestimmung der Beweisführung des Pubhkums. Die Thatsache, dass 
;ie secundär unter Umständen diese Rolle spielen, ändert an der 
urislischen Natur nichts. 

Ilebrigens sollte klar sein, dass die vom Absender verwendete 
3<^hreibmaBchine der Telegraphie nicht geeignet ist, Beurkundungen 
,-orzunehmen '^'). Ürkunden-Qualitäl kommt diesen Notizen so wenig 
■.a, als dem elegantesten Schriftstücke eines Nachtwächters, in 
welchem er mit Datum und Unterschrift erzählt, dass Studenten in 
]er Nacht einige Olaslafemen zertrümmert haben. 

Diese juristischen Erörterungen habe ich in einem Process- 
falle gemacht '*"); die dabei betheiligten Versicherungs-Gesellschaften 
wurden darob so ergrimmt, dass sie die Publizistik zu Hilfe 
nahmen und mir vorwarfen, ich sei ein Jurist, der Alles beweisen 
könne. Das Canlonsgericht Schwyz hat indessen meine Argumen- 
lationen adoptirl, indem es am 25. April 1890 den Angeklagten 
freisprach. Ueber die Frage, ob die Fälschung einer Urkunde durch 



freilich mit Gelassenheit, weil jene Controlnolizen für dasselbe in der 
Regel ganz indifferent sind. 

'25) Auch wäre es eine eigen thilm liehe Rechlssteiluag. wenn ein Tele- 
graphist bald beurkunden könnte, bald nicht, je nachdem es ihm gefällt. 
Und wenn er unrichtige Angaben auf den Vordruck der Depeschen setzt, 
ist er dann der Fälschung schuldig? 

ISS) Vgl. meine Broschüre : ,Die Fälschung einer tclegraphischen 
Depesche. Ein Rechtsgulachten in Sachen Schomo,* (Ztlricb 1889). 



Abänderung der Emprangsdepesche vorliege, äuaserie sieh die zweite 
I netaDZ "•) folgend erma ssen : i^i) 

a) Es ist zu untersc) leiden zwischen der Aufgabe- (Original-) Depesche 
und zwischen der Empfangs- Depesche. Im gegebenen Fall handelt 
es sich um die Cmpfaugs-Depesche nnd nicht um die Original- 



äj Einer Original-, bezw. Aufgabe- Depesche würde der Richter den 
Charakter einer rechtskräftigen, schriftlichen Urkunde nicht absprechen 
können, wenigstens nicht mit Bezug auf das durch den Aufgeber 
selbst und mit Namensunterschrift darin Bekundete, und es läge 
bei nachgewiesener fälschlicher AnfertigUDg oder Fälschung dieses 
Inhaltes der Aufgabe-Depesche zweifelsohne die Qualität einer Ur- 
kundenfälschung vor. 

i;) Anders verhält es Sich bei der Empfangs-Depesche. Diese erscheiol 
lediglich als eine feiegraphisch vermittelte, unter Umständen mehr 
oder minder richtige Copie der Original -Depesche. Für ihre Richtig- 
keit übernimmt die Telegraphen- Verwaltung keinerlei Verantwortlich- 
keit (Art. 2 des schweizerischen Telegraphen -Gesetzes vom 2i. Juni 
1877). 



'") Die erslelnstanz hatte den Angeklagten zu acht Monaten Gefängnis 
verurtheilt ! 

'-*) Die Uctheile sind abgedruckt in der von Stooss I 
.Zeitschrift für Schweizer Stratrecht', III., S. 360ff. 



Schlussbemerkung;. 

üä sind wenige Fragen, die ich hier aus <ler Telegraphie und 
elephonie herausgegriffen habe. Der Rechts zustand in diesen 
ragen ist zum Theile noch sehr unfertig und ungeordnet. Allein 
ie Telegraphie und Telephonie kann in Verbindung mit den übrigen 
lodern en Verkehrs- und Transportmitteln ein grosses Verdienst 
eanspruchen, das ich bei dieser Gelegenheit hervorheben möchte : 
urch die Verkehrsanstalten ist der Mensch in Wahrheit dauernd 
nd bleibend von der Scholle losgelöst, durch sie ist er ein inler- 
ationales Rechtssubjecl geworden, dem der ganze Erdenrund zur 
'ispoaition steht. Ja, den modernen Verkehrsmitteln gebührt eigent- 
ch noch ein anderer Ruhm. Vermöge der in Bern central isirten 
nionen — sie stellen eine gemeinsame Schöpfung der 
ationen dar — ist auch der Gedanke wieder auferstanden oder 
■enigstens gekräftigt, dass es für gewisse Interessen der Welf- 
'irthsehaft ein international gleiches Recht geben müsse, wie 
isbesondere für das Verkehrsrech!, für das Handels-, Wechsel- 
nd Seerechl. Zu der praktischen Verwirklichung dieses Programmes 
Dllten sieh Kaufleute und Juristen weit mehr die Hand reichen, 
Is es zu geschehen pflegt. Man darf eben nie vergessen, dass in 
er Weit alle Dinge, auch die guten Rechtssätze, erobert oder 
rkämpft werden müssen, 

Unter der Wohlthat der Grossstadtluft, in der kleine Gesichts- 
unkte verschwinden, wäre dieser Plan auch durchführbar. Wir 
ch meine Kaufleute und Juristen) haben so viele gemeinsame Inter- 
äsen und daneben so ganz gelrennte Gesichts- und Anschauungs- 
reise, dass die Prüfung der Dinge durch zwei so heterogene In- 
lanzen der Wahrheit und dem Fortschritte nur förderlich sein 



- 63 - 

könnte. Gerade das moderne Leben zeigt so recht deutlich, dass 
wir Jurisien weit mehr in die Feinheiten des kaufmännischen Ver- 
kehrs eindringen sollten, dass aber auf der anderen Seite die Kauf- 
leute den Hauptgrundlagen des Rechtes nicht fernstehen dürfen. 
Uebrigens habe ich mir die Aufmerksamkeit des Niederösterreichi- 
schen Gewerbe Vereins für meinen heutigen Vortrag nur vermöge 
der thatsächlichen Realisirung dieser Idee erbitten können. 
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